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09.00.00(Beginn um 9.02 Uhr.)

Präsident Prof Harry Kopietz: Einen schönen guten Morgen!

Vor Eingang in die Tagesordnung möchte ich noch darauf aufmerksam machen: Mir ist natürlich bekannt, dass wir uns im Wahlkampf befinden, und ich hoffe, dass Sie sich keine Anleitung von der Sprecherin des heutigen Radio Wien nehmen, die gemeint hat: Heute wird der Wahlkampf von der Straße in den Sitzungssaal verlegt. 

Ich bitte, der Würde des Hauses entsprechend davon Abstand zu nehmen und auch unseren Beobachterinnen und Beobachtern, den Wienerinnen und Wienern nicht ein Spektakel zu liefern, was wir ja normalerweise auch nicht tun.

Damit ist die 34. Sitzung des Wiener Landtages eröffnet. 09.02.49
Entschuldigt sind Frau Abg Mag Ekici, sie ist beruflich verhindert, Herr Abg Maresch, Herr Abg Parzer ist krank - wir wünschen ihm baldige Besserung -, Frau Abg Riha ist verhindert, Herr Abg Dipl-Ing Stiftner ist beruflich verhindert, Frau Abg Anger-Koch ist ebenfalls entschuldigt, Herr StR Ellensohn ist krank - auch ihm wünschen wir baldige Besserung -, Herr Abg Deutsch ist von 9 bis 11 Uhr dienstlich verhindert, Herr Abg Ekkamp ist ab 10 Uhr bei einem Begräbnis, Herr Abg Hora ist von 9 bis 11 Uhr dienstlich verhindert, Frau Zweite Präsidentin Klicka hat von 10 bis 11.15 Uhr eine Vertretung für Frau LhptmStin Mag Renate Brauner übernommen, und Herr Abg Vettermann ist von 9 bis 12 Uhr dienstlich verhindert.

Vom Klub der Wiener Freiheitlichen wurde ein Verlangen auf Einberufung einer Sitzung des Landtages zum Thema „Minarette als Symbole des radikalen Islamismus widersprechen dem historischen Stadtbild - Wiener Bauordnung ändern!" eingebracht.

Ich habe in Entsprechung des § 120 Abs 4 der Wiener Stadtverfassung in Zusammenhalt mit § 8 der Geschäftsordnung des Landtages für Wien zu dieser Sitzung eingeladen. Die Geschäftsordnung sieht vor, dass in der Sitzung des Landtages auf Verlangen keine Geschäftsstücke verhandelt werden. Der Entfall von Fragestunde, Aktueller Stunde und dringlichen Initiativen ist in der Fraktionsvereinbarung festgehalten.

Gemäß § 15 Abs 2 in Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung gebe ich bekannt, dass keine schriftliche Anfrage von Abgeordneten eingetroffen ist. 09.04.50
Wir kommen nun zur Besprechung des Verlangens. Zur Begründung hat sich Herr Abg DDr Schock zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass die Redezeit auf zehn Minuten beschränkt ist. - Bitte, Herr Abgeordneter.
 9.05.00

†Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Da versucht eine Partei in diesem Haus, einen staatstragenden Wahlkampf zu führen, einen Bürgermeister-Wahlkampf, und sie versucht gleichzeitig, eine andere Partei madig zu machen, ins schlechte Licht, ins rechte Eck zu rücken, in Zusammenhang mit Extremisten zu bringen. (Abg Heinz Hufnagl: Dort seid ihr schon längst angekommen!) Wenn man es sich genau betrachtet, meine Damen und Herren, dann ist es gerade bei dieser Partei in letzter Zeit immer mehr das Problem, hier einen klaren Trennstrich zu ziehen. 

Schauen wir uns das einmal an, das begann ja schon vor einigen Jahren. Wir haben - das ist jetzt dreieinhalb Jahre her - in diesem Hohen Haus eine Dringliche Anfrage betreffend die islamischen Religionslehrer gestellt. Und was hat der Bürgermeister hier unternommen, meine Damen und Herren? Das war damals die erste Phase des Weges, den diese einmal staatstragende Partei gegangen ist, indem man einfach weggeschaut hat, indem man verharmlost hat, indem man es nicht wahrhaben wollte. 

Das war die erste Phase, und da waren dem Herrn Landeshauptmann seine vielen neuen muslimischen Wähler viel wichtiger als seine Pflicht etwa als Stadtschulratspräsident. Meine Damen und Herren, ich frage Sie: Was hat der Herr Stadtschulratspräsident zum Beispiel gegen Herrn Zaidan unternommen? Das ist der mit der Kamelkarawane - Sie können sich erinnern -, der die Freiheit der Frauen beschränkt. Ein Lehrerausbildner! Er bildet islamische Lehrer aus - das muss man sich vorstellen - und beschränkt die Freiheit der Frauen auf Distanzen von Kamelkarawanen. Den gibt es noch immer! Er hätte seines Amtes enthoben werden müssen, Herr Häupl war untätig.

Oder Herr Podojak - wir haben das damals alles genannt -: Das ist der mit dem Handabhacken und mit dem Steinigen der untreuen Frauen. Er ist noch immer Lehrer in Wien und bringt das Handabhacken unseren muslimischen Kindern bei. Er unterrichtet in der Ungargasse, in Hetzendorf. Nichts hat Herr Häupl gegen all diese Extremisten unternommen!

Oder der Scheich Ibrahim: Der Herr Scheich bildet immer noch Lehrer aus, er ist immer noch Lehrerausbildner. Das ist der mit der Blutsvermischung, der den Kindern beibringt, dass für islamische Kinder in Wien die Blutsvermischung eine Schande ist. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Stimmt alles nicht!)
Meine Damen und Herren! Das war die erste Stufe auf diesem Weg der Sozialdemokratischen Partei, wo man weggeschaut hat, wo man verharmlost hat, wo man auf diesem Auge blind gewesen ist nur im Hinblick auf die neuen Wähler. Die zweite Stufe, meine Damen und Herren, beginnt mit der Machtergreifung von Funktionären selbst in dieser Partei, mit der Machtergreifung von islamischen Funktionären, die immer höher rücken. Nur zwei Beispiele, um das konkret zu benennen.

Die Erste, Frau Polat, eine Kopftuch-Lehrerin, unterrichtet in Wien, und zwar unterrichtet sie Deutsch. (Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ja, Sie lachen - sie trägt im Deutschunterricht ein Kopftuch, meine Damen und Herren, also nicht etwa im islamischen Religionsunterricht! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Das eigentlich Bedenkliche ist aber, dass sie Mitglied im sozialistischen Frauenvorstand gewesen ist und zugleich Exponentin eines radikalen Vereins ist. (Ruf bei der SPÖ: Sie kann so gut Deutsch!) Sie ist nämlich Funktionärin der Islamischen Förderation, und die Islamische Förderation ist ein extremistischer, ein islamistischer Verein. Dort ist Frau Polat höchste Funktionärin, und sie ist genau in Ihrem SPÖ-Frauenvorstand gesessen.

Nächstes Beispiel: Herr Al-Rawi, der hier bei uns sitzt, wo wir ja wissen, dass er Stammgast bei frauenfeindlichen Veranstaltungen ist (Ironische Oh-Rufe bei der SPÖ.), dass er die Meinungsfreiheit unterdrückt, dass er interveniert, dass Frauenrechtlerinnen nicht zu Wort kommen. Damit hat die dritte Stufe dieser Entwicklung der SPÖ begonnen.

Meine Damen und Herren! Die dritte Stufe: Da wehrt sich der Herr Bürgermeister gegen den Ausdruck „islamistische Partei". Da wehrt er sich dagegen, mit Extremisten, mit Islamisten in Zusammenhang gebracht zu werden. Aber gleichzeitig schweigt er - und das ist das Furchtbare - zu antisemitischen Ausfällen! Er schweigt, wenn Abgeordnete, rote Abgeordnete, in dieser Stadt den Antisemitismus wieder salonfähig machen. 

Aber der Reihe nach: Das beginnt mit dem Herrn Schakfeh, der Präsident der Islamischen Glaubensgemeinschaft ist, der Israel das staatliche Existenzrecht überhaupt abspricht. Das geht weiter zu Herrn Ibrahim, der zum Dschihad aufruft; das ist dieser Lehrerausbildner mit der Blutschande, er ruft zum Dschihad auf, zum heiligen Krieg gegen Israel, mitten in Wien! Und das Unfassbare ist, meine Damen und Herren, dass die SPÖ diesen Menschen deckt, der ja noch weiter geht, der unbelehrbar ist, der in seiner Moschee hetzt, der gegen Israel hetzt ...

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Herr DDr Schock, darf ich kurz um Ihre Aufmerksamkeit ersuchen. Ich habe jetzt fünf Minuten eine Begründung zugelassen, die eigentlich mit dem Tagesordnungspunkt, den Sie auf die Tagesordnung gesetzt haben, nichts zu tun hat. Die Einleitung der Begründung ist, denke ich, sehr ausgereizt, ich bitte Sie, nun die tatsächliche Begründung zu der dem Wortlaut Ihres Antrags entsprechenden Tagesordnung zu machen.

Abg DDr Eduard Schock (fortsetzend): Herr Präsident! Das Thema unserer Sondersitzung lautet ja: Moscheen und Minarette als Symbole des Islamismus, als Symbole des Islamismus im Widerspruch zum historischen Stadtbild, aber natürlich auch zur historischen Wertegemeinschaft dieser Stadt. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Meine Damen und Herren, Sie werden es nicht schaffen, dieser Diskussion aus dem Weg zu gehen! (Beifall bei der FPÖ. - Zahlreiche Abgeordnete der SPÖ halten rote Karten mit der Aufschrift „Die ROTE Karte" in die Höhe.)
Es wird jetzt gleich Herr Stürzenbecher herauskommen - und das ist das eigentlich Fürchterliche -, der all diese Dinge decken wird. Es wird Herr Stürzenbecher gleich herauskommen, wie er schon einmal herausgekommen ist, aber nicht als Pflichtübung: Herr Stürzenbecher wird hier emotional herauskommen, wie das schon einmal der Fall gewesen ist, als er gesagt hat: „Entschuldigen Sie sich bei Omar Al-Rawi, wenn Sie eine Ehre haben!", unter donnerndem Beifall der SPÖ und der GRÜNEN, meine Damen und Herren! Dass Sie das alles decken, meine Damen und Herren von der SPÖ, das ist das eigentlich Gefährliche, das eigentlich Entsetzliche! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Kurt Wagner: Anmaßend, Herr Kollege! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Es geht ja noch weiter. Die vierte Stufe hat dann begonnen mit diesem Antrag der GRe Al-Rawi, Troch, Yilmaz in diesem Haus, der sich mit staatlichem Unrecht befasst hat, der zugelassen worden ist (Zwischenruf von Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi) und wo wir einen Antrag gestellt haben, der sich mit staatlichen ... (Abg Godwin Schuster: Stimmt ja gar nicht!)
Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Herr DDr Schock! Ich ersuche Sie, bitte, noch einmal, zum Antrag zu Ihrem Thema die Begründung zu veranlassen. Sonst kennen sich die Abgeordneten nicht aus, worum die Debatte geht. (Abg Mag Wolfgang Jung: So schwach sind nicht einmal die Roten!) Es geht um die Bauordnung, es geht um eine Änderung der Bauordnung, und darum bitte ich Sie (Abg Mag Wolfgang Jung: So schwach sind nicht einmal die Roten, Herr Präsident!), jetzt Ihre politischen Aspekte in diese Richtung zu lenken, dass Sie sich mit dem Thema des heutigen Tages beschäftigen. 

Abg DDr Eduard Schock (fortsetzend): Ich verstehe schon, dass Ihnen das unangenehm ist. Aber der Titel unserer Sondersitzung lautet ja (Abg Marianne Klicka: Das hat nichts mit unangenehm zu tun!): Die Moscheen und Minarette als Symbol für den Islamismus. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Herr Al-Rawi ist Gast bei Veranstaltungen von Moschee-Vereinen, und das ist ja genau der Zusammenhang. Herr Al-Rawi ist Gast bei Veranstaltungen von Moschee-Vereinen (Abg Godwin Schuster: Stimmt doch überhaupt nicht!), etwa der Islamischen Föderation, einer extremistischen Vereinigung, die elf Moscheen in Wien betreibt. (Abg Godwin Schuster: Gebetshäuser!) Herr Al-Rawi ist daher genau das Symbol für diesen Zusammenhang.

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Sie haben noch 30 Sekunden für eine Begründung.

Abg DDr Eduard Schock (fortsetzend): Meine Damen und Herren! Sie werden daher nicht umhinkommen, sich das alles anzuhören. Sie werden auch nicht umhinkommen, sich anzuhören, dass Herr Al-Rawi bei extremistischen Veranstaltungen in der Wiener Innenstadt hetzt, dass er islamistisch hetzt ... (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Herr Abgeordneter! Ich habe mehr als Geduld bewiesen. Da die zehn Minuten zu Ende sind, darf ich Sie ersuchen, der Debatte, die nun folgt, entsprechende Zeit zu geben. 

Abg DDr Eduard Schock (fortsetzend): Herr Präsident! Ich darf feststellen, dass Sie mir hier das Wort entziehen. Ich ersuche Sie, meine Schlussausführungen noch beenden zu können, sie werden nicht länger als 30 Sekunden dauern. Aber ich bitte Sie, mir hier nicht das Wort zu entziehen. 

Meine Schlussworte sind an den Landeshauptmann gerichtet: Herr Landeshauptmann, ich fordere Sie auf, kommen Sie hier heraus, kommen Sie heraus an dieses Rednerpult! Herr Lhptm Häupl, verstecken Sie sich nicht länger und distanzieren Sie sich endlich vom Abg Al-Rawi in Ihrer Fraktion, Herr Landeshauptmann! (Beifall bei der FPÖ. – Buh!-Rufe bei der SPÖ, dort halten Abgeordnete neuerlich die schon zuvor gezeigten roten Karten in die Höhe.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Bevor ich die Debatte eröffne: Das ist das, was ich am Anfang damit gemeint habe, dass wir nicht den Wahlkampf in den Landtagssitzungssaal verlegen sollten, sondern auf die Ebene der Sachlichkeit (Abg Mag Wolfgang Jung: Die haben ja die roten Karten schon vorbereitet!) - ja, das stört Sie besonders, ich nehme an, dass es möglicherweise die Farbe ist - kommen sollten und hier wirklich ein entsprechendes Bild der Öffentlichkeit präsentieren. Wahlkampfveranstaltungen sind woanders abzuhalten. Ich bitte, das ganz ohne Emotionen zur Kenntnis zu nehmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich eröffne die Debatte. Für die nun folgenden Wortmeldungen möchte ich bemerken, dass die Redezeit für den Erstredner jeder Fraktion 30 Minuten beträgt. Die Redezeit jedes weiteren Redners ist mit 15 Minuten begrenzt. 

Als nächster Redner hat sich Herr Abg Mag Gudenus zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. - Bitte, Herr Abgeordneter.
 9.17.16

†Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes Haus! 

Sehr geehrter Herr Präsident, Sie reden hier von einem Bild für die Öffentlichkeit. Ich glaube, das einzige Bild, das sich hier für die Öffentlichkeit ergibt, ist, dass es Ihnen, der Mehrheitsfraktion, enorm unangenehm ist, über dieses Thema zu reden, weil Sie hier in den letzten 16 Jahren unter Lhptm Häupl vieles verschlafen haben (Beifall bei der FPÖ.) und diese Tendenzen erst haben einreißen lassen, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Abg Marianne Klicka: ... aber nicht in einer Hetze!)
Dieses Thema ist kein Wahlkampfthema. (Abg Kurt Wagner: Nein?) Dieses Thema ist ein Zukunftsthema und ein Überlebensthema für viele Wienerinnen und Wiener, für die Europäer! Es ist nicht nur ein Wahlkampfthema. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Marianne Klicka: Kein Wahlkampfthema, wenn Sie es auf Ihren Plakaten haben?) Die Debatte über die Islamisierung und die Minarette, die Moscheen in Wien ist natürlich auch eine Debatte über Zuwanderung und Integration, das kann man nicht verschweigen. 

Wir haben ja in den letzten Wochen ein sehr gutes Beispiel in unserem Nachbarland, der Bundesrepublik, gehabt. Ein Parteigenosse von Ihnen hat eine sehr, sehr notwendige und längst überfällige Debatte losgetreten, Herr Sarrazin, der davon gesprochen hat, dass sehr, sehr vieles in den letzten Jahren, vor allem unter sozialistischer Ägide, falsch gelaufen ist. Aber das wollen Sie sich nicht sagen lassen!

Es gibt hier in Österreich keinen Sarrazin, aber das Volk denkt so wie Sarrazin. (Abg Godwin Schuster: Sarrazin hat zu Minaretten nichts ...) Meine sehr geehrten Damen und Herren, lesen Sie heute „Österreich": „60 Prozent für Kopftuchverbot"! So denkt Österreich über Sarrazin. 67 Prozent sagen Ja zu der Frage: Soll Ausländern, die sich nicht integrieren wollen, die Zuwanderung verweigert werden? Das sagen sie genauso wie Sarrazin. 35 Prozent sagen, dass Sarrazin absolut recht hat, und der Rest sagt, er hat in vielen Punkten recht. 

Bitte, man kann sich also nicht verschweigen, man kann sich nicht über dieses Thema hinwegmogeln. Es hat auch keinen Sinn, hier einem Redner das Wort zu entziehen, weil die Debatte notwendig ist und weil das Ganze auch mit dem anderen etwas zu tun hat (Zwischenruf von Abg Godwin Schuster.), hier über Zuwanderung zu reden, sehr geehrter Herr Kollege Schuster. 

Wir kommen noch weiter: Wenn Herr Sarrazin sagt - ich zitiere -, „eine weitere Massenimmigration von bildungs- und kulturfremden Gruppen aus Afrika und dem Nahen Osten wird viele neue Probleme schaffen", dann ist das eine grundrichtige Aussage. Und er fordert auch etwas - es ist ja nicht so, dass er nur kritisiert -: Jeder Staat hat das Recht zu entscheiden, wer kommen kann, und die westlichen und europäischen Werte sind es wert, bewahrt zu werden. Ich hoffe, Sie denken auch so; manchmal zweifle ich daran. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Es ist eben Aufgabe dieses Hohen Hauses, auch Präventionsarbeit zu leisten und nicht erst dann zu handeln, wenn es schon brennt. Es brennt bedauerlicherweise schon in vielen Gebieten, das ist leider Realität. Es brennt vielleicht nur symbolisch - aber wann kommt die Zeit, dass es so weit sein wird wie in Paris, wo es nächtlich brennt, oder in Berlin, wo es schon drunter und drüber geht? Wer jetzt noch von den Segnungen der ungezügelten Zuwanderung phantasiert - so wie Sie -, handelt grob fahrlässig und verantwortungslos! Das muss man wirklich sagen. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Machen wir uns bitte nichts vor: Wir erleben heute erst die Anfänge dieser Probleme, die uns erwarten. Wir befinden uns in einem regelrechten Kampf der Kulturen - schauen Sie in die Schulklassen, schauen Sie in die Gemeindebauten (LhptmSt Dr Michael Ludwig: Was ist dort?) -, einen Kampf der Kulturen, den Samuel Huntington schon vor vielen, vielen Jahren vorausgesehen hat.

Das Hauptproblem ist eben die Integration vor allem moslemischer Zuwanderer, die in vielen Bereichen misslungen ist. Natürlich gibt es auch sehr viele gut integrierte moslemische Zuwanderer, aber der Großteil ist nicht gut integriert. Es handelt sich beim Großteil um die muslimischen Türken, die sehr, sehr schwer integrierbar sind. (Abg Godwin Schuster: Was hat das mit der Bauordnung zu tun?) 
Vergessen wir bitte nicht, dass viele junge Islamisten österreichische Staatsbürger sind, viele Migranten schon aus der zweiten und dritten Generation, und genau das sind großteils die Problemfälle. Es gibt, glaube ich, keinen aussagekräftigeren Beweis dafür, dass die Integration, von der Sie immer sprechen, total gescheitert ist, als die Tatsache, dass die Jugendlichen aus der zweiten und dritten Zuwanderergeneration schlecht integriert sind, nicht Deutsch können, in höherem Ausmaß kriminell werden. Das sagen alle Studien, das können Sie nicht verschweigen, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Diese Menschen wachsen, auch wenn sie hier sind, in den Strukturen und Traditionen ihrer Herkunftsländer auf, und Sie haben nichts dagegen unternommen. Sie haben nichts dafür getan, dass man sie näher an Wien heranführt - im Gegenteil! -, und der Wertekonflikt ist deswegen vorprogrammiert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist unbestritten, dass hier eine Gefahr von einer steigenden Islamisierung ausgeht. Das beweisen uns sehr viele Beispiele wie Drohbotschaften, zunehmendes Gewaltpotenzial, religiöse Erziehung, Predigten, Vollziehung der Zwangsehe - auch ein Thema in Wien -, Ehrenmorde, Unterdrückung der Frau sowie fehlendes Demokratieverständnis. Das zeigt sich uns jeden Tag.

Im Berliner „Tagesspiegel" sagt Frau Necla Kelek - ich zitiere: „Es gab 40 Jahre lang keine Integration, sondern nur das Stichwort Multikulturalität. Es wurde von vielen Kulturen gesprochen, die bunt nebeneinander stehen. Dass aber in bestimmten Kulturen täglich Menschenrechtsverletzungen wie Zwangsverheiratungen begangen werden, scheint viele nicht zu interessieren. Westliche Demokraten dürfen aber nicht einen Fußbreit von der Wahrung der Grundrechte abweichen. Und Migranten, die seit Generationen hier leben, müssen sich endlich für die westliche Gesellschaft entscheiden." 

Das sagt die deutsch-türkische Soziologin Necla Kelek, und das, meine sehr geehrten Damen und Herren, sind ganz klare Worte. Die sollten Sie sich endlich einmal hinter die Ohren schreiben! Aber leider sind in diesem Hohen Haus solche Worte in den letzten Jahren anscheinend ungehört verhallt. Vor allem Sie von Seiten der Mehrheitspartei haben sich immer wieder an den Phantasien von der multikulturellen Gesellschaft ergötzt. Anscheinend ist für Sie eine Zwangsehe keine Menschenrechtsverletzung, sondern ein Bestandteil der exotischen Folklore der Zuwanderer.

Es ist auch vollkommen absurd, dass man sich einerseits für die Gleichberechtigung der Frauen und für mehr Frauenrechte einsetzt - was vollkommen richtig ist - und andererseits Tendenzen zulässt wie eine stärkere Islamisierung, wodurch Frauenrechte mehr oder weniger mit Füßen getreten werden. Das ist der Widerspruch, den wir von der Freiheitlichen Partei hier aufzeigen, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Schauen wir in unser Nachbarland, die BRD: Da schrillen schon die Alarmglocken - die sollten auch bei Ihnen schrillen -, wenn zum Beispiel ein Mord von einem Gericht als Totschlag qualifiziert wird, weil festgestellt wird: Es gibt eine andere kulturelle Prägung. Bitte, da fängt es ja schon an! Diese Tendenzen kommen früher oder später auch nach Österreich. Da kann man sagen, ärger geht es nicht, und mittlerweile kann man behaupten, dass radikale Muslime anscheinend auch hier in Wien schon Narrenfreiheit haben.

Die Frage ist eben: Wollen wir vor diesen Entwicklungen weiter die Augen verschließen, oder wollen wir uns aktiv der Diskussion stellen? Wir Freiheitliche wollen uns aktiv der Diskussion stellen, und auch deswegen haben wir heute diese Sondersitzung beantragt. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Nurten Yilmaz: Aktive Hetze ist das!)
Anderes Beispiel: Verein Orient Express, Thema Zwangsehe. Es sagt eine Vertreterin des Vereins: Mit Ermorden bedroht werden fast alle Mädchen, die Nein sagen und sich gegen die traditionelle Familie stellen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wer finanziert den Verein Orient Express?) Finden Sie das gut, Frau Stadträtin? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wer finanziert denn den Verein Orient Express?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gewalt gegen Frauen, Zwangsehen, Genitalverstümmelung, all das hat bei uns nichts verloren! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wer finanziert den Verein Orient Express? Die Stadt Wien!) Ja, aber die Mitarbeiter sind nicht so realitätsfern wie anscheinend Sie, das ist der Unterschied! Das sind eben Segnungen der Islamisierung, und das alles hat mit Tradition überhaupt nichts zu tun. Woanders vielleicht schon, hier aber nicht, das sind schlicht und einfach Verbrechen, die auch als solche geahndet gehören.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Machen wir uns bitte nichts vor: Der Islamismus ist eine der größten Bedrohungen, denen wir heute nicht nur in Wien, nicht nur in Österreich, sondern in ganz Europa gegenüberstehen. (Beifall bei der FPÖ.) Ich sage es noch einmal: Der Islamismus ist die größte Bedrohung des 21. Jahrhunderts! Das alles hat mit Islamophobie überhaupt nichts zu tun, sondern es ist leider die traurige Wahrheit, wenn der Islamismus ein totalitäres Rechts- und Gesellschaftssystem predigt, wenn er die Welt als Kriegsschauplatz ansieht, und zwar so lange, bis die gesamte Menschheit islamisch ist. 

Aber es kommt ja nicht von ungefähr, dass Leute so etwas hier so einfach sagen können, sondern es kommt davon, dass jahrelang die Regierungen in Österreich, aber vor allem hier in Wien eine unkontrollierte Massenzuwanderung zugelassen haben. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Jahrelang hat man Integrationsverweigerung als kulturelle Verweigerung beschönigt. Jahrelang hat man Hassprediger in Österreichs Moscheen und Gebetshäusern ungehindert ihr Unwesen treiben lassen. Jahrelang hat man radikal-muslimische Schulbücher zugelassen. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Hassprediger der FPÖ!) Jahrelang hat Lhptm Häupl zugesehen, er hat die Radikalisierung in Wien erst zugelassen.

Diesem Radikalismus muss entschieden entgegengetreten werden! Eine freie Gesellschaft, die es auch bleiben will, muss sich gegen jeden Totalitarismus wehren, auch gegen den, der unter dem Tarnmäntelchen einer Religion daherkommt. Denn unsere Werteordnung in Wien, in Österreich und in Europa ist über Jahrhunderte mühsam erkämpft worden, und ich sehe überhaupt keinen Grund (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Ihr wart immer dagegen!), sie jetzt im Namen einer falsch verstandenen Toleranz über Bord zu werfen. (Abg Mag (FH) Tanja Wehsely: ... habt ihr nichts dazu beigetragen!)
Diese falsch verstandene Toleranz erstreckt sich ja über viele Bereiche, verehrte Kollegen, und die Errichtung von Minaretten - ich komme jetzt zum Punkt - ist ein typisches Zeichen dafür. Natürlich beklatschen Sie als links-linke Utopisten die Errichtung von Minaretten, das finden Sie toll, das sei eine Bereicherung. (Zwischenruf von Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi.) Aber ein Minarett hat mit Toleranz und Religionsfreiheit überhaupt nichts zu tun, denn jedes Minarett, das bei uns errichtet wird, ist für die islamistischen Fanatiker im Grunde nichts weiter als ein Aufruf zum Dschihad. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Das ist so absurd! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Sehr geehrter Herr Kollege, die Ausführungen des ehemaligen Bürgermeisters von Istanbul und jetzigen Ministerpräsidenten Erdogan sind ganz klar. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Ah, ja! Sagen Sie es!) Sie kennen es ohnehin schon auswendig, aber ich wiederhole es trotzdem: „Die Moscheen sind unsere Kasernen, die Minarette unsere Bajonette, die Kuppeln unsere Helme und die Gläubigen unsere Soldaten." Ich glaube, eindeutiger geht es nicht. Diesen Satz haben die Islamisten und Dschihadisten sicherlich schon verinnerlicht.

Herr Kollege Al-Rawi, was passiert in den Moscheen? Viele dieser Moscheen sind zu Rekrutierungsstätten von radikalen Islamis geworden. (Abg Godwin Schuster: Wann waren Sie das letzte Mal in einer Moschee? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Entschuldigung, sehr geehrter Herr Kollege, Sie sind Sicherheitssprecher der SPÖ - stimmt das? -, Sie kennen wahrscheinlich den Bericht des Bundesamts für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Ja!), Bericht 2010. Sie als Sicherheitssprecher müssten das kennen, ich gehe davon aus.

Ich darf kurz zitieren: „Der islamisch motivierte Extremismus und Terrorismus stellt nach wie vor eine Gefahrenquelle für Europa und auch für Österreich dar. Wir können es uns nicht leisten, diesen Gefahrenbereich zu vernachlässigen (Abg Siegi Lindenmayr: Genauso wie den Rechtsextremismus!), da wir verstärkt Radikalisierungs- und Rekrutierungsaktivitäten in Österreich registrieren, zum Beispiel Teilnahme an Terrorcamps in Afghanistan und Pakistan." (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Was steht drin über Rechtsextremismus ...) Es ist ja eigenartig: Das steht alles im Bericht des BVT, meine sehr geehrten Damen und Herren! Das können Sie nicht leugnen.

Wenn Herr Kollege Lindenmayr von Rechtsextremismus spricht - mit dem wir nichts am Hut haben (Ironische Nein!-Rufe bei der SPÖ.) -, steht drin: Rechtsextremismus auf niedrigem Niveau, keine akute Gefahr. Aber über Linksextremismus - den Sie schüren! -: Straftaten steigend. Das steht im Bericht des BVT, meine sehr geehrten Damen und Herren, das können Sie nicht leugnen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Das sind, bitte, Ihre Stiefeltruppen, die dauernd auftreten, Ihre Stiefeltruppen, die linksextremen Stiefeltruppen, die bei allen Veranstaltungen stören, gewaltbereit sind. (Abg DDr Eduard Schock: Sozialistische Jugend ist das! - Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Wo sind da Stiefeltruppen ...) Sie finanzieren das Ganze ja, und der Bericht des BVT sagt: Linksextremismus steigend. Das steht hier drin, schwarz auf weiß. (Beifall bei der FPÖ. - Anhaltende Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Oder schauen wir in die Schulen: In manchen Bezirken gibt es schon mehr islamischen Religionsunterricht als katholischen Religionsunterricht. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Wo denn?) Im 10. Bezirk, im 15. Bezirk, im 16. Bezirk; Sie wissen das ganz genau, weil Sie es ja gerne wollen. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Sagen Sie, in welcher Schule! Sagen Sie die Adresse!) Sie finden das in Ordnung: in manchen Schulen schon drei bis vier Mal so viel islamischer Religionsunterricht wie katholischer Religionsunterricht. 

Wir kennen ja die Studie, die vor zwei Jahren erhoben wurde: Jeder fünfte islamische Religionslehrer lehnt die Demokratie ab und nimmt fanatische Haltungen ein. Das sind die Lehrer, die auf die Schüler losgelassen werden! (Abg Godwin Schuster: Nennen Sie Beispiele! - Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Sagen Sie die Adresse!) Oder: 32 Prozent der Lehrer lehnen rechtsstaatliche Prinzipien ab. 18 Prozent der islamischen Lehrer sind für die Todesstrafe bei Abfall vom Islam, sagt eine Studie, die vor zwei Jahren veröffentlicht wurde. 27 Prozent der Lehrer lehnen die Menschenrechtserklärung ab, weil sie sich mit dem Islam nicht vereinbaren lässt. Meine sehr geehrten Damen und Herren, klarer geht es wohl nicht: Wenn man jetzt nicht handelt, dann ist es zu spät!

Oder die Schulbücher, die Kollege Schock schon erwähnt hat: Acht Jahre lang waren die Schulbücher hier im Unterricht, im islamischen Religionsunterricht vorhanden. Es wurde aus diesen Schulbüchern gelernt und gelehrt: Erlaubtes und Verbotenes im Islam. Da steht zum Beispiel drin: Kein weltlicher Gesetzgeber dürfe sich über das Gesetz Allahs, die Scharia, stellen. Oder: Frauen hätten weniger Rechte als Männer. Das wurde acht Jahre lang gelehrt. Oder: Wer vom Islam abfalle, werde mit dem Tod bestraft. Acht Jahre lang waren diese Bücher im Umlauf! Wenn wir Freiheitliche das nicht aufgezeigt hätten, dann wären sie wahrscheinlich noch immer im Verkehr, meine sehr geehrten Damen und Herren. Das ist ein Skandal! (Beifall bei der FPÖ.) 

Was sagt der Präsident der IGGiÖ, Herr Schakfeh? In der „Wiener Zeitung" sagt er: „Der Verfasser des Buches, Scheich Yusuf Al-Qaradawi, ist ein großer Gelehrter.“ (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Sprechen Sie den Namen richtig aus!) Ein großer Gelehrter - jemand, der so ein Buch verfasst, ist ein großer Gelehrter! Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich glaube, weiter braucht man das nicht zu kommentieren. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: ... einmal lesen!)
Wenn es dann Bürgerbewegungen gibt, die berechtigterweise gegen Moscheenbau auftreten, im 20. Bezirk zum Beispiel oder im 21. Bezirk (Abg Siegi Lindenmayr: Von Ihnen finanzierte!), dann ist eine regelrechte Hetzkampagne von Ihnen losgetreten worden, weil dort anständige Bürger auf die Straße gehen, mit berechtigten Sorgen, mit berechtigten Anliegen. Die wurden als Nazis, als Rassisten und Ausländerfeinde beschimpft, nur weil dort befürchtet wird - und zwar zu Recht befürchtet wird -, dass weiter eine radikale Islamisierung in den Bezirken stattfindet. 

Deswegen stellen wir Freiheitliche uns schützend vor diese Menschen und stellen auch eines fest: Es ist immer der dubiose Verein ATIB dahinter, wenn es um den Bau einer Moschee geht. Ich frage mich: Wo ist überhaupt das Interesse des türkischen Staates, der ja hinter dem Verein ATIB steckt, solche Moscheen, Gebetshäuser und Zentren hier in Wien zu bauen? Wo ist denn das Interesse des türkischen Staates, dass sich hier zugewanderte Türken anscheinend nicht integrieren? Das gilt es zu hinterfragen, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Anscheinend will die Türkei dafür sorgen, dass sich die Türken in Europa, in Österreich und in Wien erst recht gar nicht integrieren. Das steckt anscheinend dahinter. Der Herr türkische Premierminister Erdogan hat in Köln vor zwei Jahren auch unverblümt gesagt: Assimilation ist ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Und er hat die Türken in Köln, in Deutschland dazu aufgerufen, sich nicht zu integrieren, hier die türkische Identität zu bewahren und Deutschland zu unterwandern! Das ist die Realität, und genau so eine Politik wird in den Gebetszentren und in den islamischen Zentren in Wien fortgeführt. 

Wenn aber Wiener Bürger friedlich gegen einen Moscheebau demonstrieren, dann bricht plötzlich die große Entrüstung los! Dann können die Gutmenschen gar nicht genug geifern, dann zieht die Moralmafia alle Register. Was hier aber geschieht, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist anscheinend die bewusste Schaffung von Parallel- und Gegengesellschaften. Das ist anscheinend eine Strategie Ihres Landeshauptmanns Bürgermeister Häupl, und ich frage mich, warum er nichts dagegen unternimmt. Ich frage mich, warum Sie das verteidigen, Herr Al-Rawi, und ich frage mich, wie man so etwas überhaupt gutheißen kann.

Es ist ja vollkommen eigenartig, dass einerseits eine Kapelle im Geriatriezentrum Baumgarten geschlossen werden soll, dass dort Gerichtsentscheide vom Landesgericht für Zivilrechtssachen Wien ignoriert werden. Eine einstweilige Verfügung hat den Abbruch der Kapelle vorläufig untersagt, und auch das Bezirksgericht Rudolfsheim-Fünfhaus hat eine einstweilige Vorkehrung getroffen. Trotzdem ist aber die Kapelle am Sonntag geschlossen geblieben, anscheinend auf ausdrückliche Anweisung des Lhptm Häupl. 

Es ist also eigenartig, dass hier katholische Gebetshäuser verhindert werden sollen, aber andererseits Moscheen und islamische Zentren ohne Baubewilligung und Genehmigung gebaut werden können. Das müssen Sie den Bürgern in Wien erst erklären, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Wo kann man die bauen?) Daher bringe ich folgenden Beschlussantrag ein:

„Der Landtag wolle beschließen: Der Wiener Landtag spricht sich für die Erhaltung der Kapelle im Geriatriezentrum Baumgarten im ursprünglichen Zustand aus. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der FPÖ.) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Kollege Schock hat in seinen Ausführungen schon gesagt, man hat manchmal den Eindruck, dass die SPÖ in Wien mit den wahren Anliegen der Wienerinnen und Wiener nichts mehr am Hut hat, dass die SPÖ in Wien lieber auf Stimmenfang bei den Islamisten geht. Es drängt sich hier der Verdacht auf, dass die SPÖ in Wien zu einer Islamistenpartei mutiert ist. Zu einer Islamistenpartei! (Heiterkeit bei der SPÖ.) Sie lachen vielleicht noch, aber wenn Herr Al-Rawi bei der letzten Wahl, 2005, schon die zweitmeisten Vorzugsstimmen hinter Bgm Häupl hatte und jetzt vielleicht die meisten Stimmen bekommt, so kann es ja sein, dass Herr Al-Rawi, wenn Herr Bgm Häupl bald abtreten wird, der nächste Bürgermeister in Wien ist. Das können wir alles haben! 

Das können wir alles haben, das ist ja anscheinend der Plan der SPÖ. Dann sage ich nur: Gute Nacht! Wenn wir hier die Israel-feindlichen Aussagen von Al-Rawi betrachten oder die Kundgebung am Ballhausplatz, wo Israel als Kindermörder angeprangert wurde oder der Davidstern mit einem Hakenkreuz gleichgesetzt wurde, wo Sie gesprochen haben, Herr Kollege, dann ist das ein handfester Skandal, meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Man kann eigentlich nur feststellen: Die SPÖ ist eine islamische Partei geworden, eine islamistische Partei. Wenn Lhptm Häupl sich plötzlich türkische Schulen für Wien vorstellen kann, dann sieht man ja, wes Geistes Kind dieser Landeshauptmann ist. Er geht in die Knie vor den türkischen Expansionsbestrebungen à la Erdogan. Er fährt also nicht nur das Bildungssystem gegen die Wand, sondern er vertritt einfach keine österreichischen Interessen mehr, das muss man feststellen. Er setzt sich lieber für islamische, türkische Interessen ein, er fördert den Islamismus in Wien, und das ist ein handfester Skandal, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wenn Sie als Wahlwerbung für die Jugend in Wien einen radikal-islamischen Rapper engagieren, der hier unverblümt den Terroranschlägen vom 11. September gegen das World Trade Center huldigt (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Hat er nie gemacht!), dann schlägt das dem Fass den Boden aus! Das sind Ihre Leute, das sind Ihre Methoden, und dem muss schleunigst ein Ende gesetzt werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf Ihnen hier zum Abschluss noch ein kleines Zitat bringen, nämlich von jemand, der in der SPD eine sehr große Rolle gespielt hat: Helmut Schmidt. Er hat gesagt: „Die Vorstellung, dass eine moderne Gesellschaft in der Lage sein müsste, sich als multikulturelle Gesellschaft zu etablieren, mit möglichst vielen kulturellen Gruppen, halte ich für abwegig." Helmut Schmidt ist ein Zeuge dafür, dass die multikulturelle Gesellschaft gescheitert ist. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Als Nächste zum Wort gemeldet hat sich Frau Abg Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.
 9.38.39

†Abg Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus)|: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe selten so viele unlogische Schlussfolgerungen auf einem Fleck gehört wie gerade jetzt bei Ihren beiden Redebeiträgen. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) Mir scheint die Ursache zu sein, dass Angst das bestimmende Merkmal ist. Sie haben also offensichtlich nicht nur Angst vor verschiedenen Blutgruppen oder Menschen, sondern eben seit Neuestem auch Angst vor verschiedenen Bauformen. Sie haben jetzt die Angst vor spitzen Türmen entwickelt und kommen deshalb zu vollkommen unlogischen Schlüssen.

Denn es muss Ihnen schon klar sein, dass, wenn man verbietet, dass gewisse Gebäude eine gewisse Form haben, und wenn sie sich anzupassen haben, dass dann vielleicht alles gleich ausschaut, Menschen dazu gezwungen werden, eigentlich eher im Untergrund zu agieren. Deswegen verstehe ich nach Ihrer Logik überhaupt nicht, warum Sie nicht wollen, dass es hier durchaus Statements gibt. Da weiß man quasi, wo diese Menschen, vor denen Sie so eine Angst haben, sich aufhalten, und die sind dann nicht irgendwo im Stadtgebiet gar nicht erkennbar.

Ich kann Ihnen also insofern wirklich überhaupt nicht folgen, und ich vermute, wie gesagt, dass diese Angst die Triebfeder ist und leider auch dieses immer wieder Hass Säen zwischen verschiedenen Menschen, die eben verschiedene Religionen haben. (Abg David Lasar: Sagen Sie das einmal der SPÖ, bitte! ... einmal nachdenken, was Sie reden!) Sie wissen bestimmt - Sie sind ja sonst auch so gesetzestreu, zumindest gebärden Sie sich so -, dass einfach Religionsfreiheit in Österreich besteht. Jeder Mensch hat das Recht, den Glauben auszuüben, schon seit dem Staatsgrundgesetz, und auch die Menschenrechtskonvention gibt hier ganz klar vor, was Sache ist. 

Deswegen ist mir nicht verständlich, wieso Sie jetzt die Bauform vorschieben, um hier zu behaupten, dass das nicht zulässig wäre. (Abg David Lasar, in Richtung SPÖ deutend: Dort drüben! ... weiß nicht, was die Dame spricht!) In Ihrer Logik müssten Sie doch froh sein, wenn Sie sehen, wo die Menschen sind, vor denen Sie Angst haben, also wirklich! Vielleicht kommt später noch ein Redner dazu, Sie haben ja leider eine Reihe gemeldet, aber möglicherweise wird das dann ein bisschen klarer. (Abg David Lasar: Sie begreifen ja gar nichts!)
Ich möchte jetzt noch auf Ihren Antrag eingehen, der das auch widerspiegelt. Sie hätten sich zumindest die Wiener Bauordnung anschauen können. Es ist mir unverständlich, wie hier ich weiß nicht, wie viele Abgeordnete, 15 oder 16 (Abg Mag Wolfgang Jung: Wie lange sind Sie im Gemeinderat?), einen Beschlussantrag einbringen können, der einen Paragraphen vorschlägt, der schon besteht. Sie haben es offensichtlich nicht der Mühe wert gefunden - obwohl Sie uns alle hierher zum Sonderlandtag bitten -, in die Bauordnung zu schauen, diese aufzuschlagen: Hui, das gibt's schon, § 7b, Zonen für Großbauvorhaben - exakt das, was Sie fordern!

Sie fordern „publikumsintensive Veranstaltungsstätten"; ich kann es Ihnen hier zitieren, § 7b Abs 3: Großbauvorhaben sind Bauvorhaben mit Räumen beziehungsweise Anlagen für Veranstaltungen wie Theater, Museen, bla bla bla, weiters Versammlungsstätten und Sportanlagen, wenn für diese Nutzung nach dem Wiener Garagengesetz eine Verpflichtung zur Schaffung von mehr als 30 Pflichtstellplätzen besteht. (StR Johann Herzog: Großbauten ...!) Das ist etwa genau das, was Sie hier als „publikumsintensive Veranstaltungsstätten" bezeichnen.

Mir ist es unerklärlich, wie man jahrzehntelang im Wohnausschuss im Gemeinderat sitzen kann und nicht unsere Bauordnung nur annähernd so gut kennt, dass man sofort weiß: Na, das gibt es eigentlich ohnehin! (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Kollegin Frank, das ist enttäuschend, dass Sie da dabei sind! - Abg Mag Wolfgang Jung: Ja, er macht sich so viele Sorgen! - Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Enttäuschend!) Alle Punkte Ihres Beschlussantrags, muss man sagen, auch das örtliche Stadtbild: Diesen Paragraphen gibt es, § 85, örtliches Stadtbild. Es wird leider in vielen Fragen zu wenig angewandt, aber mir ist es unerklärlich, wieso Sie hier Dinge fordern, die es, wie gesagt, schon ewig gibt. 

Ganz abgesehen von der Formulierung „kulturfremde Bauwerke": Das ist schon eine ganz interessante Sache, denn es gibt ja die griechisch-orthodoxe Kirche im 1. Bezirk, die ist eine Sehenswürdigkeit. Es gibt auch schon am Hubertusdamm ein Zentrum, ein islamisches Kulturzentrum, das einstweilen auch schon die Skyline entlang der Donau prägt. Mir ist wirklich nicht nachvollziehbar, warum Sie plötzlich eine Angst vor spitzen Türmen oder kulturfremden Bauformen entwickeln - wer auch immer das dann definieren mag. Das ist ja das Nächste: Wie schreibt man in eine Bauordnung, was ein kulturfremdes Bauwerk ist? Mir scheint das von vorne bis hinten unausgegoren, und wohl eher dient es dazu, wieder einmal zu hetzen gegen Menschen, die eben an andere Dinge glauben, als Sie das tun.

Das Einzige, wo ich sagen muss, hier sehe ich auch Reformbedarf, aber nicht nur im Zusammenhang mit dem Bau von Großbauvorhaben, die im Zusammenhang mit kulturellen oder religiösen Tätigkeiten stehen, sondern eben mit Großbauvorhaben, da gebe ich Ihnen recht: Hier hat die Stadt Wien eine äußerst unterentwickelte Kultur, Bürger zu informieren, mit Bürgern gemeinsam Lösungen zu suchen. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Na geh! Stimmt ja nicht!) Da finde ich es auch total scheinheilig, dass es bei der Moschee plötzlich ein so großes Problem ist. Ich hätte gerne einmal so eine Art von Protest erlebt, wenn es um riesige Einkaufszentren geht, um wahnsinnige Bürotürme abseits von irgendwelchen öffentlichen Verkehrsachsen, die Ihnen nicht zu Gesicht stehen. (StR Johann Herzog: Das tun wir! Wir haben gegen Hochhausbau Stellung bezogen, ganz massiv! Sie weniger!)
Komet zum Beispiel: Da muss ich sagen, da waren Sie äußerst ruhig, und das ist ein ziemlicher Pracker direkt am Wiental. Da habe ich mich sehr gewundert, was da wieder gelaufen ist, wieso Herr Kollege Madejski sich da so schmeichelweich gegenüber der SPÖ gezeigt hat und überhaupt kein Problem hat mit einem Wahnsinns-Riesenturm, obwohl da auch viele Bürger dagegen waren. Da muss ich sagen, es braucht in Wien sicher ein Instrument für Aushandlungsprozesse, um eben zwischen Interessen von Bauwerbern, aber auch AnrainerInnen auszuhandeln. 

Es gibt da auch super Beispiele im Zusammenhang mit religiösen Bauten. Beispielsweise in Telfs in Tirol konnte man sich nach so einem Prozess einigen, dass eben die Minarette, die die Menschen dort auch als bedrohlich empfunden haben, von 20 m auf 15 m verringert wurden und somit alle gut miteinander leben können. Oder auch in Bad Vöslau, wo man nach einem langen Prozess auch etwas anderes geschafft hat, nämlich nicht nur diese Bauform irgendwie so abzustimmen, dass es für alle verträglich scheint, sondern auch die Leute zusammenzubringen. 

Ich glaube, um das geht es ja eigentlich. Gefährlich wird es dann, wenn Häuser, die zur Religionsausübung dienen, abgeschottete Dinge sind, wo man nicht hineinkommt und wo man sich bedroht fühlt. Aber wenn es einen Dialog gibt, wenn es einen Austausch gibt, glaube ich - und das zeigen auch diese Beispiele sehr gut -, bringt es unserer Gesellschaft etwas. Es bringt uns weiter, wir brauchen keine Angst zu haben, wir brauchen nicht Hass zu predigen, sondern wir können gut zusammenleben. Das ist jedenfalls die grüne Philosophie, wie man damit umgeht.

Ich möchte Ihnen wirklich diese Angst vor den spitzen Türmen in Wien nehmen. Ich kann mich auch nicht erinnern, dass Sie jemals etwas gegen den Flötzersteig unternommen hätten, gegen den Donauturm oder die Müllverbrennung Spittelau. Insofern würde ich sagen: Cool down, schauen Sie sich die Bauordnung genau an und beenden Sie endlich Ihre hasserfüllte, gesellschaftsspaltende Politik! Die ist nämlich in Wahrheit das Problem in dieser Stadt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Aigner. Ich erteile es ihm.
 9.47.04

†Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ein sehr wichtiges Thema zu einem mehr als ungünstigen Zeitpunkt, denn die Frage des Baus religiöser Bauwerke, des Zusammenlebens eignet sich wahrscheinlich nicht wirklich gut, kurz vor einer Wahl unter Wahlkampfaspekten diskutiert zu werden. Nichtsdestoweniger steht das Thema heute auf der Tagesordnung. Mein Zugang dazu ist, dass man die verschiedenen Problemkreise auch entsprechend voneinander trennt. 

Die Sache mit den Minaretten war wahrscheinlich auch vom Präsidenten der Glaubensgemeinschaft kurz vor wichtigen Wahlen nicht wirklich günstig gewählt, da man weiß, welche Emotionen mit diesem Thema verbunden sind. Eine Forderung aufzustellen, ist wahrscheinlich genauso ungünstig wie ein apodiktisches „Nein, das kommt überhaupt nicht in Frage!", weil wir ja auch Beispiele in Österreich haben, wo man sehr wohl mit Einbindung der Anrainer sozusagen allen Ansprüchen Genüge tun kann.

Mein Zugang ist, dass auf der einen Seite selbstverständlich die Glaubens- und Gewissensfreiheit in Österreich sehr hochgehalten wird. Im Unterschied zu vielen Ländern, wo die Glaubens- und Gewissensfreiheit eher in den privaten Bereich zurückgedrängt wird, ist es bei uns so, dass alle Religionsgesellschaften im Rahmen der Gesetze ihren Glauben auch nach außen sichtbar ausüben dürfen. 

Man kann sich natürlich die Frage stellen, inwiefern man beim Baustil arabische und sonstige Traditionen nach Europa importieren soll. Ich zitiere hier ganz neutral jemanden, der ganz unverdächtig ist, nicht auf den Schutz religiöser Minderheiten zu achten, den Präsidenten der Israelitischen Kultusgemeinde, der auch meint: Es ist überall dort, wo Bedarf nach Gebetshäusern besteht, dieser natürlich entsprechend abzudecken. Es ist auch wichtig, dass Moscheen aus den Hinterhöfen herausgeholt werden, sich der Öffentlichkeit zuwenden, auch um das eine oder andere tatsächliche oder vermeintliche Gerede zu beenden. 

Auf der anderen Seite ist es natürlich auch eine Frage, wie das mit der Architektur ist, ob Bethäuser bei uns in Mitteleuropa genau so ausschauen sollen wie im Nahen und Fernen Osten. 

Ich glaube, wenn man sich ausgehend von dieser Haltung dem Thema nähert, dann kann man eigentlich sagen: Selbstverständlich, wir sind ein liberales, wir sind ein tolerantes Land. Das ist auf der einen Seite ein Geben, auf der anderen Seite aber auch ein Nehmen, dass man sich selbstverständlich auch in die hiesige Gesellschaft einfügen soll. Es darf die Religionsfreiheit nicht der Vorwand dafür sein, dass hier auch Lebensformen und Lebensweisen, die in Europa nicht üblich sind und die wir auch nicht wollen, sozusagen hereinkommen.

Hier ist es, glaube ich, nicht allzu schwer, unter Einbezug aller Betroffenen einen Mittelweg zu finden, der einerseits der Glaubens- und Gewissenfreiheit, auf der anderen Seite auch den berechtigten Ängsten und Bedürfnissen von Anrainern und anderen Menschen, die sagen, wir sind hier nicht in Kabul, wir sind nicht in Afghanistan, sondern in Europa, gerecht wird. Das kann man ganz sine ira et studio sagen, und es gibt ja Gott sei Dank auch Beispiele dafür, wie man das in Österreich abhandeln kann.

Eine zweite Thematik, die eigentlich vom rein religiösen Gebetshaus doch zu unterscheiden ist, sind die diversen Kulturzentren, die teilweise wie Schwammerln aus dem Boden schießen, die meistens mit irgendeiner Hinterhofsache beginnen, wo eben ein Verein sich ansiedelt, wo dann ein Rund-um-die-Uhr-Betrieb stattfindet und wo es berechtigte Anrainerbeschwerden gibt. Auch da ist es gut, wenn man sich der Thematik so nähert: Worum geht es denn eigentlich? 

Es geht hier ja weniger um religiöse Übungen, sondern es geht darum, dass Multifunktionszentren entstanden sind und entstehen, für die man den entsprechenden Raum braucht. Man braucht entsprechende Verkehrskonzepte. Es ist meines Erachtens auch gut und wichtig, wenn man die Anrainer in solche Vorhaben rechtzeitig einbezieht. Eine eigene Widmung ist wahrscheinlich auch kein Fehler, die auch berücksichtigt, dass es sich hier eben um eine Stätte handelt, bei der sehr viele Menschen tagaus, tagein verkehren und dann natürlich auch entsprechende Probleme bereiten. Wenn das ordentlich gewidmet ist, dann werden diese Aspekte im Vorfeld einbezogen und dann kann man sich auch sehr viele Probleme, die im Nachhinein entstehen, wenn der Betrieb schon läuft und so weiter, entsprechend ersparen. 

Je weniger solche Nachbarschaftsprobleme es gibt, desto weniger kann man dann diese Thematik auf eine allgemeine Ebene hinaufheben, wo man ein grundsätzliches Problem daraus macht. Viele Menschen wollen einfach in ihrer Wohnumgebung in Ruhe wohnen, sie wollen nicht überrascht werden, dass auf einmal aus einer kleinen Stätte eine Riesenstätte wird, wo man eigentlich als Anrainer machtlos davorsteht, weil man auch bei den Behördenverfahren nicht entsprechend einbezogen wird, da es sich dann ja hauptsächlich doch um eine religiöse Einrichtung handelt. 

Daher glaube ich, hier gibt es auch genug Beispiele, wie man von der Widmung her vorgehen kann. Die Widmung dient ja nicht dazu, solche Einrichtungen zu verhindern, sondern sie dort zu platzieren, wo sie am besten hinpassen. Je weniger Probleme es gibt, desto weniger Angriffsfläche bietet man für Menschen und auch für Politiker, die dann entsprechend den Unmut der Bevölkerung auf eine ganz andere Ebene heben. Wir haben das selbst im 20. Bezirk in der Dammstraße. Die Masse der Menschen, die dort das Zentrum in dieser Form nicht wollen oder den Ausbau nicht wollen, sind nur um ihre Nachruhe oder um andere Dinge besorgt, und die wollen sich auch gar nicht vor den Karren irgendeiner allgemeinen Islamdebatte spannen lassen. 

Das heißt nicht Wegschauen, nicht Ignorieren der Probleme - Ignorieren der Probleme führt dazu, dass dann sozusagen vieles unter einen Tisch gekehrt wird, dass sehr viele Probleme miteinander vermengt werden -, sondern ganz zielgerichtet Antworten geben in Richtung von Fragen, die eben neu aufgetaucht sind. Eine Kirche - da geht man einmal in der Woche hin, allenfalls für eine Stunde, da verbringt man nicht seine Freizeit, da gibt es ab und zu vielleicht eine Veranstaltung im Pfarrsaal - ist eben etwas anderes als ein multifunktionales Zentrum, wo man auch große Teile seiner Freizeit verbringt, auch mit der entsprechenden Nachbarschaftsproblematik. 

Das heißt, wir haben ein Instrumentarium von unseren verfassungsrechtlichen Grundsätzen her. Wir haben unsere Flächenwidmungspläne, die man natürlich in der einen oder anderen Weise nachschärfen muss. Wir haben unsere Bauordnung, in der man auf viele Dinge auch entsprechend Rücksicht nehmen kann. Das ist, glaube ich, letztendlich auch die Verantwortung der Politiker, aber auch der Beamtenschaft, die bei der Bewilligung derartiger Zentren eingebunden sind, durch Bewilligungen zu verhindern, dass hier sozusagen Nachbarschaftskonflikte perpetuiert werden und dass man dann aus Nachbarschaftskonflikten grundsätzliche religiöse und dauernde Spannungen erzeugt. Ich glaube, da hat die Stadt Wien natürlich noch einen massiven Handlungsbedarf, weil wir darauf einfach noch nicht eingerichtet sind. Da muss wahrscheinlich auch das rechtliche Instrumentarium angepasst werden.

Solcherart sollte es gelingen - und das ist ja die Herausforderung für uns alle -, zu einem friedlichen, gedeihlichen Miteinander zu kommen, wobei man natürlich im Sinne der Hausordnung schon auch sagen muss, dass eben gewisse Lebensweisen bei uns nicht so stattfinden können wie anderswo. Das heißt, dass auf der Straße Ruhe ist, dass man auch das Ruhebedürfnis der anderen Menschen entsprechend akzeptiert, dass bei uns die Geschäfte am Sonntag zuzusperren haben, dass also manche Supermärkte nicht rund um Uhr offen haben. Auch das macht böses Blut. Da wäre auch das Marktamt gefordert, dafür zu sorgen, dass die Sonntagsruhe, die ja aus verschiedensten Gründen - sowohl aus religiöser Sicht, aber auch aus Sicht des Arbeitsnehmerschutzes und auch des Wettbewerbs- und Konkurrenzschutzes - einen Platz hat, eingehalten wird, dass hier nicht Grauzonen entstehen, wo sozusagen manche Community sich entsprechend an den Gesetzen vorbeischwindelt.

Da hat sicher auch die Stadt Wien noch das eine oder andere nachzuholen, weil genau solche Zustände dann vielfach Anlass dafür sind, dass Unzufriedenheit besteht und dass das auf eine Ebene gehoben wird, die eigentlich nicht angebracht ist. Ich gehe aber schon auch davon aus, dass christliche sakrale Bauten auch unter dem entsprechenden Schutz der Stadt stehen. Die Debatte über das Kreuz des Heiligen Vaters im Donaupark hat schon das Hin und Her aufgezeigt: Diözese und Stadt Wien, es wird so viel Geld ausgeben, Tag für Tag werden zig Inserate geschaltet. Die paar Euro, die notwendig sind, um das Papstkreuz im Donaupark herzurichten, kann man sich sofort holen, wenn man das Inseratenvolumen auf ein erträgliches Ausmaß zurückstutzt. 

Es ist auch nicht wirklich guter Stil, wenn im Geriatriezentrum Baumgarten die Polizei kommt, nur weil ein alter Geistlicher und ein paar Gläubige sich dagegen wehren, dass eine katholische Kapelle abgerissen werden soll. Hier erwarte ich mir schon auch, dass gegenüber den christlichen Symbolen, den christlichen sakralen Gebäuden die entsprechende Sensibilität an den Tag gelegt wird und dass man sich nicht hinter einem Kompetenzwirrwarr versteckt und dann im Zweifel immer sagt: Ja, die Kirche hat ohnehin zugestimmt.

Hier ist also auch die Stadt Wien als Erhalter dieser Bauwerke gefordert. Auch das macht kein gutes Bild, wenn christliche Symbole - egal, aus welchen Gründen - tatsächlich abgebaut werden und man bei anderen Symbolen sich sozusagen an die Speerspitze stellt. Ich erwarte mir, dass auch christliche Symbole, dass Kirchen, dass Kreuze und so weiter natürlich auch den Platz in der Öffentlichkeit haben, denn wir sind und wir bleiben ein christlich geprägtes Land.

Die Werte des Christentums haben nicht zuletzt dazu geführt, dass Europa ein Kontinent ist, der kulturell und wirtschaftlich sehr gut dasteht, da ist schon auch ein massives Fundament seitens des Christentums da. Ich appelliere an Sie, dass Sie diese christlichen Wurzeln, auch wenn Sie vielleicht selbst nicht gläubig sein mögen, nicht verwischen und weggeben, sondern auch stolz auf diese christlichen Wurzeln sind. Sie machen da sicher keinen Fehler, weil doch viele Menschen, auch wenn sie nicht in die Kirche gehen, zu diesen christlichen Wurzeln Europas eine sehr enge, nahe Beziehung haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.
 9.58.44

†Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates)|: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Für die heutige Sitzung des Landtages hat die FPÖ ein Thema gewählt, mit dem sie wie gehabt versucht, ein künstliches Problem zu uns nach Wien zu importieren. Es ist an sich in einem Wahlkampf durchaus verständlich, dass man so genannte Sondersitzungen beantragt. Aber wir hätten ungleich wichtigere Fragen der Wirtschafts- und Sozialpolitik, der Verkehrspolitik, der Wohnpolitik, einer seriösen Integrationspolitik, der Kulturpolitik, der Bildungspolitik, der Umweltpolitik oder der Gesundheitspolitik. (Abg Mag Wolfgang Jung: Zu all dem hätten Sie Sondersitzungen machen können!) Zu all diesen Fragen hat die FPÖ keine Lösungsansätze, und deshalb weicht sie aus auf ein Thema, wo sie Ängste schüren will, und das ist abzulehnen. (Beifall bei der SPÖ.)
Die FPÖ und HC Strache haben keine Antworten auf die wirklich brennenden Fragen unserer Zeit, auf die wirklichen Probleme, die es in unserer Zeit gibt. Die FPÖ beschäftigt sich wieder einmal mit einem Thema, wo sie glaubt, wenn sie es bei uns importiert, dass sie es vielleicht für Stimmengewinne benützen kann. Aber selbst das wird am 10. Oktober nicht gelingen, denn die FPÖ, und das ist zu durchsichtig, tut das Einzige, was sie kann: Sie hetzt gegen religiöse Minderheiten, sie schürt Vorurteile gegen Bevölkerungsgruppen, sie grenzt Menschen aus und schürt Ängste bei den anderen und das hat in unserer Stadt Wien nichts verloren! (Beifall bei der SPÖ.)
Zur Minarettfrage ist zu sagen: Es gibt keinen Antrag, es gibt kein Ansuchen, es gibt überhaupt keinen Plan oder ein Vorhaben von irgendjemandem in Wien, eine Moschee mit einem Minarett zu errichten. Das gibt es schlichtweg nicht und deshalb ist es ein künstliches Problem. Wir haben seit 35 Jahren eine Moschee mit Minarett am Hubertusdamm. Da war eigentlich nie jemand dagegen. Das ist etwas, was schon lange zum Stadtbild gehört. Ich habe auch von der FPÖ zu dieser Moschee übrigens schon sehr positive Einschätzungen gehört. Und darüber hinaus ist nichts geplant. Selbst wenn man die Äußerung vom Herrn Präsidenten Schakfeh, die ich nicht für sehr glücklich gehalten habe, aber wenn man die ernst nähme, wo er auch gesagt hat, langfristig in jeder Landeshauptstadt eine - wir hätten diese Moschee in Wien ja schon. Und so gesehen ist es in Wien wirklich eine absolut künstliche Debatte. Und dass Ihnen nichts Besseres eingefallen ist, ist eigentlich bezeichnend!

Es ist so, dass diese Moschee übrigens – ja, das ist vielleicht auch interessant - vom Baumeister Richard Lugner errichtet worden ist, der hat sie errichtet. Gleichzeitig findet aber der Herr Strache nichts daran, den Wahlkampfauftakt, den sehr misslungenen Wahlkampfauftakt (Aufregung bei Abg Mag Wolfgang Jung.), in der Lugner City zu machen! Das ist ein typisch misslungener Wahlkampfauftakt in der Lugner City, beim Lugner, gewesen, der die Moschee mit Minarett errichtet hat! Das passt zur FPÖ! (Beifall bei der SPÖ.) 

Natürlich sollte man als Erstredner auf das eingehen, was vorher gesagt wurde. Mit der Kollegin Gretner stimme ich in manchem überein. Ich meine, wo ich nicht übereinstimme, ist, dass wir die Bürgerbeteiligungen nicht sehr ernst nehmen würden. Gerade in der Dammstraße, das auch zum Kollegen Aigner, hat man wirklich mustergültig versucht, Mediation zu betreiben (Abg Mag Wolfgang Jung: Der Bezirksvorsteher ist davongelaufen!) und man hat wirklich in hohem Ausmaß die Bevölkerung eingebunden. Deshalb ist es im Endeffekt auch sehr friedlich und ruhig abgelaufen (Abg Mag Wolfgang Jung: Er ist davongelaufen!), wenn man davon absieht, dass einige Neonazis in Ihrem Schlepptau dort waren. Aber das ist ja sowieso auch typisch für die FPÖ, dass die immer dann auftauchen, wenn Sie irgendwo aktiv sind. Ich meine, dass diese Sache in der Dammstraße wirklich gut über die Bühne gegangen ist. (Abg Mag Wolfgang Jung: Vor der Frau Schuster ist er weggelaufen! Weggelaufen ist er!) Was sonst vom Herrn Schock und Gudenus gekommen ist, entzieht sich teilweise einer inhaltlichen, mit sachlichen Kriterien zu führenden Diskussion. Also da hat die Kollegin Gretner recht. Das ist einfach unmöglich und teilweise ein derartiger Unsinn, vor allem, was den Islam betrifft, aber auch, was gewisse Einschätzungen betrifft. Und eines muss ich schon auch sagen, dass der Kollege Gudenus den Namen des großen Sozialdemokraten Helmut Schmidt überhaupt in den Mund nimmt, ist schon eine Beleidigung für Helmut Schmidt! (Beifall bei der SPÖ. – Aufregung bei Abg Mag Wolfgang Jung.) 

Und ich bin nicht der Erste, der das sagt, aber es sollte durchaus öfters gesagt werden, wenn man mit dem Wort Islamisten um sich wirft! Wer ist ein Islamist? Laut Brockhaus ist das jemand, der die Religion Islam für politische Zwecke missbraucht. Also wer ist jetzt da der Islamist? Ich glaube, die FPÖ ist nach diesen Kriterien islamistisch! (Abg Heinz Hufnagl: Superislamisten, jawohl! – Beifall bei der SPÖ.) 

Aber ich nehme die einleitenden Worte von unserem hochgeschätzten Präsidenten Prof Kopietz sehr ernst, dass wir sachlich diskutieren. Deshalb habe ich auch jetzt gar nicht vor, da jetzt eine große Wahlkampfabrechnung mit der FPÖ zu machen, was natürlich verlockend und auch sehr leicht wäre. Aber ich will eher auf der sachlichen Debattenebene bleiben und möchte ganz grundsätzlich sagen, dass man natürlich auch über Minarette alle möglichen Diskussionen führen kann. Es ist ja jetzt in den letzten Wochen interessant gewesen zu beobachten, wie viele Publizisten und Journalisten geradezu zu Architekturexperten wurden und an Hand des Minaretts ausgeführt haben, wie man ein solches bauen könnte und wie es in das 21. Jahrhundert passt. Wie gesagt, das ist alles hochinteressant und ist auch schön, wenn so eine Debatte in den Medien geführt wird, nur politisch ist die Frage, wie ich schon gesagt habe, für Wien nicht aktuell, weil kein Ansuchen und kein Plan vorliegen, in den nächsten Jahren überhaupt eines zu bauen. Das sei noch einmal festgestellt.

Man muss natürlich auch Folgendes feststellen, weil da schon wieder von der FPÖ Angriffe gegen unsere Verfassungswerte gekommen sind: Tatsache ist, dass auf Basis ... (Abg Mag Wolfgang Jung: Der Einzige, der die Verfassung missachtet, ist Ihr Bundeskanzler beim Budget! Das sagt sogar der Bundespräsident!) Ich würde einmal nach Kärnten zu Ihrer FPK mit den Ortstafeln schauen! (Abg Mag Wolfgang Jung: Ihr Bundeskanzler ist der Einzige, der die Verfassung beim Budget missachtet! Das sagt sogar der Bundespräsident!) Aber die Tatsache ist, dass der Islam seit 1912 eine anerkannte Religionsgesellschaft ist, dass die Ausübung der Religion verfassungsgesetzlich geschützt ist und dass man über jeden Zweifel erhaben ist, wenn man sagt, dass natürlich die Religion auch öffentlich ausgeübt werden kann und muss. Das hat der Kardinal Schönborn gesagt, das sagen alle Verfassungsrechtler von Österreich und das ist, glaube ich, Common Sense und deshalb ist auch die Errichtung von Gebetshäusern grundsätzlich natürlich etwas, was jede Religion, die zugelassen ist, ausüben darf. Aber wie die Gebetshäuser dann aussehen, das richtet sich nach den Bauordnungen, nach dem örtlichen Stadtbild (Abg Mag Wolfgang Jung: Ja genau!), und da gibt es ja eine Bauordnung, die wir ja schon haben. Da darf ich Ihnen ein bissel was darlegen. Ich bin übrigens von der Kollegin Frank enttäuscht, die bei allen unseren Bauordnungsgesprächen immer dabei war. Wir haben die Bauordnung ja mehrmals novelliert. Das ist immer unter Einbindung, der Herr Stadtrat und Vizebürgermeister Ludwig macht das wirklich vorbildlich, aller Fraktionen geschehen. Es hat auch dann bei den Beschlüssen immer große Mehrheiten gegeben und die FPÖ war auch in diesen Gesprächen immer eingebunden und hat dort durchaus sachlich mitgearbeitet, muss man sagen. Ich bin nur erstaunt, dass dort kein einziges Mal ein Vorschlag gekommen ist, wie er jetzt kommt. Das hat mich etwas erstaunt, aber das gehört halt auch irgendwie zum Wahlkampf, so wie ihn die FPÖ betreibt. 

Faktum ist, dass der § 85 der Bauordnung bestimmt, dass ... (Abg Mag Wolfgang Jung: Das haben wir doch schon vor einiger Zeit gehabt! Sie sind nicht informiert!) Aber dort in diesem Kreis ist das nicht eingebracht worden! Der § 85 der Bauordnung bestimmt, dass die Errichtung von Gebäuden nur zulässig ist, wenn das mit dem Bebauungsplan beabsichtigte Stadtbild weder gestört noch beeinträchtigt wird. Die Frage, ob das Ortsbild gestört wird, ist durch ein Sachverständigengutachten zu beurteilen, in welchem die entsprechenden Aspekte konkret abgehandelt werden. Dabei kommt es auf das äußere Erscheinungsbild im Zusammenhang mit den konkreten Verhältnissen an. (Abg Mag Wolfgang Jung: Das gehört auch kritisiert!) Wird das Ortsbild gestört, so ist eine Baubewilligung zu versagen, gleichgültig, um welches Gebäude es sich handelt. Wird das Ortsbild hingegen nach sachverständiger Beurteilung nicht gestört, so ist, sofern das Gebäude dem geltenden Flächenwidmungs- und Bebauungsplan sowie den bautechnischen Bestimmungen entspricht, die Baubewilligung zu erteilen, ebenfalls unabhängig von der Art des Bauwerks. Und dann kann man noch dazu sagen, dass ein grundsätzliches Verbot der Errichtung bestimmter religiöser Bauten nicht nur der verfassungsrechtlich gebotenen Religionsausübungsfreiheit, sondern auch dem Gleichheitssatz und dem Diskriminierungsverbot der Europäischen Menschenrechtskonvention widersprechen würde. Hier sind dem Gesetzgeber deshalb verfassungsgesetzliche Schranken gesetzt. Das ist das, was Common Sense bei der Interpretation unserer Bauordnung ist und das sollte auch die FPÖ ernst nehmen, wenn sie solche Anträge einbringt, wie das heute geschehen ist.

Zum Antrag selbst ist noch zu sagen, ich meine jetzt den Antrag „publikumsintensive Veranstaltungsstätten“, dass jetzt schon alle Widmungskategorien festgelegt sind und das Wort „publikumsintensiv“ absolut unklar ist und überhaupt nichts für die Planungsfestlegung bringen würde, sondern nur absolute Rechtsunsicherheit bedeuten würde. Wir haben in § 1 des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes alle Ziele schon drinnen. Wir haben auch den Begriff Stadtbild schon drinnen und das Wort kulturfremd ist etwas, was in einer österreichischen Rechtsordnung nichts verloren hat. Das ist wirklich verwerflich, wie Sie das hineingeschrieben haben! (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn ich schon bei den Anträgen bin noch zwei Sätze betreffend den so genannten Abriss der katholischen Kapelle. Faktum ist, dass es die Unterschrift der Erzdiözese gibt und das ist eben schließlich der Ansprechpartner. Ich meine, wer denn sonst, bitte? Wir können da jetzt nicht alle gesetzlich bestehenden Hierarchien und Zuständigkeiten über Bord werfen. Und weiters ist es so, wenn dies im ursprünglichen Zustand bleiben würde, dann gäbe es kein Geriatriezentrum. Außerdem gibt es, so wie es in Wien üblich ist, sachliche Gespräche und die werden sicher zu einem guten Ergebnis führen. Und das soll auch so bleiben. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Ich bedanke mich ...

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (fortsetzend): Bitte? Nein, nein! (Allgemeine Heiterkeit. –Abg Inge Zankl: 30 Minuten!) Außerdem habe ich 30 Minuten, Herr Präsident, und bei mir waren es nur 15 Minuten, ja. Der Erstredner hat 30 Minuten. Es waren nur 15 eingeschaltet. (Abg Mag Wolfgang Jung: Sprechen Sie ruhig weiter!)

Also jetzt noch einmal zurück zur FPÖ. Ihnen geht es ja nicht ums örtliche Stadtbild, Ihnen geht es nicht um die Bundesverfassung und die Rechte, die daraus abgeleitet werden, sondern es geht Ihnen wirklich nur um das Schüren von diffusen Ängsten. Und auf Basis dieser Ängste hoffen Sie, doch noch das Wahldebakel, das Ihnen am 10.10 bevorsteht, verhindern zu können. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Aber das wird Ihnen nicht gelingen. Das friedliche und harmonische Zusammenleben von Kulturen und verschiedenen Religionen ist ein sehr, sehr hohes Gut in einer Gesellschaft, wenn man dieses Gut hat. Wir in Wien und in Österreich, aber besonders in Wien, haben unterm Strich im Großen und Ganzen dieses hohe Gut. Es sagt niemand, dass es nicht auch Probleme gibt. Probleme wollen wir im Dialog lösen und wo es Probleme gibt, da sind wir die Ersten, die versuchen, dass sie beseitigt werden. Aber das kann man nur in einem Klima des Dialoges, wo man nicht Hass schürt, wo man nicht die anderen ausgrenzt, wo man sie nicht mit Plakaten fürchterlichster Art in ein Ghetto drängt, indem man sie quasi ihrer Würde beraubt, so wie es sehr oft von Seiten der FPÖ gegenüber Minderheiten passiert. Und dieses positive Zusammenleben verschiedener Religionen und dieses hohe Gut werden wir mit all unserer Kraft verteidigen. Das ist etwas, wo man nicht ermessen kann, was passiert, wenn das verloren geht. Und ich will jetzt nicht eine Tour d’Horizon über die Welt nehmen, wo wir überall beobachten können, was passiert, wenn es Kämpfe verschiedener religiöser Gruppen gibt. Das wollen wir nicht und das werden wir weiterhin zu verhindern wissen und die FPÖ wird uns nicht daran hindern, dass wir das verhindern! (Beifall bei der SPÖ. – Abg Wolfgang Jung: Aber die WählerInnen werden Ihnen die Rechnung machen!)
Die große Mehrheit der Wähler sieht das auch so und ich meine, dass man im Dialog mit den Bürgern immer wieder feststellt, dass es einzelne Probleme gibt, aber dass die Sozialdemokraten am besten in der Lage sind, diese Probleme zu lösen. Und Sie mit Ihren Argumenten, die sind ja immer so eine Mischung aus Halbwahrheiten, Viertelwahrheiten. Zum Beispiel plakatieren Sie auf Ihren Plakaten, die SPÖ sei für Kopftuchzwang. (Heiterkeit bei Abg Nurten Yilmaz.) Also wie Sie das irgendwo belegen können, entbehrt jeder Grundlage. Kopftuchzwang, also wenn ich so durch die Reihen der sozialdemokratischen Mandatarinnen schaue, sehe ich relativ wenige mit Kopftuch. Also wenn wir für Kopftuchzwang wären, dann müsste das hier ja so sein! (Abg Inge Zankl: Also ich habe keines!) Nein, wir sind überhaupt nicht für Kopftuchzwang, aber wir sind für die größtmögliche Freiheit. Es soll jeder nach seiner Fasson glücklich werden, solange er einem anderen nicht schadet. (Beifall bei der SPÖ.) Das ist das, wofür wir sind und das soll auch so bleiben und so ist es: Wer unbedingt ein Kopftuch haben will, hat ein Kopftuch und wer keines haben will, hat keines. Aber das jetzt in Kopftuchzwang umzudeuten, ist relativ unintelligent. 
Genauso wie Sie die Unwahrheit verbreiten, weil es gerade in diesem Zusammenhang passt, dass die FPÖ der Garant dafür wäre, dass die Gemeindewohnungen nur für Staatsbürger sind. Jetzt ist das ein Thema, das man ja lange diskutieren kann und es gibt gute Argumente, dass es eine EU-Richtlinie dieser Art gibt. Nur dass in Wien zwingend die Gemeindewohnungen nicht für StaatsbürgerInnen reserviert sind, sondern dass sie auf Grund einer EU-Richtlinie geöffnet werden mussten, haben im EU-Ministerrat zwei Minister herbeigeführt, und zwar der FPÖ-Minister Böhmdorfer und der ÖVP-Minister Strasser, also zu einer Zeit, als der Strache noch mit diesen in der FPÖ engstens verbündet war! Also man kann ruhig sagen, die Strache-FPÖ hat die Gemeindebauten über die EU geöffnet! Es sei jetzt nicht ... (Heiterkeit bei der FPÖ.) Ich möchte jetzt nicht Beifall von der falschen Seite haben. Es ist im Großen und Ganzen natürlich richtig, diese Öffnung maßvoll vorzunehmen. Dass es aber auf diese Art und Weise geschehen ist und ein bissel unvorbereitet, dafür tragen Sie die Verantwortung! (Aufregung bei Abg Henriette Frank.) Das werden wir auch überall sagen und das verstehen die Leute in den Gemeindebauten auch, dass Sie hier eine Demagogie betreiben und sich falsch darstellen und dass in Wirklichkeit wir die sind, die in den letzten Jahren mustergültig unter der Ägide von VBgm Ludwig in den Gemeindebauten mit der Hausordnung dort sehr gute Wohnverhältnisse ausgebaut haben und das wird so bleiben! (Beifall bei der SPÖ.) Wir haben schon immer beim Wohnen von den Mercer-Studien her sehr gute Zeugnisse gehabt und die sind jetzt noch besser geworden. 

Aber ich komme schon wieder zurück. Ich könnte jetzt noch zu Ihren Plänen, die Sie betreffend Verkauf von Gemeindewohnungen gehabt haben - aber das wird ja jetzt bestritten - etwas sagen. Aber es gibt Zitate, die sind festgeschrieben. Das Archiv ist der Feind der FPÖ und so gesehen wissen wir, dass Sie zumindest im Jahr 2001 für den Verkauf von Gemeindewohnungen waren. Die SPÖ verhindert den Verkauf von Gemeindewohnungen und schon deshalb, glaube ich, ist wieder einmal Ihre Unglaubwürdigkeit bewiesen. Auch Ihr Verhältnis zu Hausbesorgern und so weiter - ich könnte jetzt noch lange weitersprechen. Aber ich erspare mir das, weil ja schließlich andere auch noch zum Wort kommen wollen. 

Es ist aber Folgendes schon zu sagen: Die FPÖ hat alle Probleme, die es vielleicht im Ansatz tatsächlich gibt, herbeigeführt. Sie haben in der schwarz-blauen Regierung die Tatsache herbeigeführt, dass es 1 000 Polizisten weniger gegeben hat. Erst in mühsamen Verhandlungen ab 2007, als FPÖ und BZÖ endlich nicht mehr in der Bundesregierung waren, konnten wir das jetzt einigermaßen wieder zurückdrehen - und schon sinkt die Kriminalität! Und das ist, weil Sie nicht mehr an der Regierung sind! Das ist deutlich gesagt. 

Bei den Lehrern war es sicher ein Schlag, dass Anfang der 2000er Jahre unter Ägide der FPÖ die Stützlehrer und sehr viele Lehrer in Wien eingespart werden mussten. Das hat uns in den Schulen Probleme bereitet, die wir mühsam in den letzten drei, vier Jahren halbwegs wieder in den Griff bekommen haben. Aber Sie haben sie in der schwarz-blauen Regierung herbeigeführt! Und so könnte ich noch sehr, sehr viel aufzählen. 

Aber ganz grundsätzlich kann man sagen, dass diese heutige Sondersitzung wirklich zu einem Bumerang geworden ist, weil sie von der Sache her nicht notwendig ist, weil kein Minarett geplant ist. Der Anlass hat es aber geboten darzustellen, dass die Sozialdemokraten dieser Stadt, wie es aus der Mercer-Studie hervorgeht, aber was noch viel, viel wichtiger ist, wie es aus den Gesprächen mit der Bevölkerung hervorgeht, ihre Politik positiv betreiben und dass wir die Probleme keineswegs verschweigen. Aber wir haben die Lösungskompetenz, Sie haben nur die Verunsicherungskompetenz! Aber die Wählerinnen und Wähler werden am 10. Oktober eindeutig für die Sozialdemokratie ihre Entscheidung fällen! Da bin ich sehr zuversichtlich. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Als Nächste zum Wort gemeldet hat sich Frau Abg Matiasek. Ich erteile es ihr.
 10.20.14

†Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Herr Präsident hat eingangs gesagt, dass es nicht gut ist heute, oder nicht richtig ist, heute hier ein Wahlkampfspektakel aus dieser Sondersitzung zu machen. Nun, der Einzige, der jetzt in seiner Wortmeldung wirklich in Richtung Wahlkampf gegangen ist und auch den Termin wiederholt hat, das war der Herr Kollege Stürzenbecher! (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Im inhaltlichen Zusammenhang!) Sie haben sich da ganz besonders jetzt in diese Richtung bewegt und ich glaube auch wohl wissend, dass selbstverständlich das Thema, das ja mehr umfasst als das, was im Titel steht, heute im Rahmen eines Sonderlandtages ein Thema ist. Ein Thema ist, das wir nicht nur in Wien in den Bezirken vorfinden, sondern ein Thema ist, das wir mittlerweile europaweit vorfinden. Und es zeigt ja auch die aktuelle internationale Diskussion, dass gerade die Auswirkungen des vor allem fundamentalistischen Islams, des Islamismus, mit der Anspruchstellung auf Macht, mit einer Anspruchstellung über die Religion hinaus in das Gesellschaftliche und in das Rechtssystem unserer westlichen Demokratie hineinzuwirken, ein Thema ist, über das gesprochen werden muss und ein Thema ist, das den Menschen ganz zu Recht Angst macht. So viel steht einfach eindeutig fest. Und Herr Kollege Stürzenbecher, wenn Sie es negativ sehen, dass sich der Abg Gudenus erlaubt hat, und ich setze jetzt erlaubt unter Anführungszeichen, Helmut Schmidt zu zitieren, dann sage ich, es wird doch jedem in diesem Haus hier frei stehen zu zitieren, sofern es sich bei der Zitierten oder dem Zitierten um eine anständige Person handelt und sofern das Zitat richtig verwendet worden ist. Ich glaube, das wäre ja wirklich ein Maulkorberlass, den Sie da aussprechen, den wir uns hier wirklich nicht gefallen lassen dürfen. (Beifall bei der FPÖ.)

Sie sprechen davon, dass es wesentlich wichtigere Themen gibt, Sie zitieren da die Wirtschaft und die Bildung, und unter anderem sprechen Sie auch von seriöser Integrationspolitik. Ja, Herr Kollege Stürzenbecher, aber das geht an alle Verantwortlichen der SPÖ: Die Integrationspolitik verschlafen haben schon Sie! Neben einer verfehlten Zuwanderungspolitik haben Sie nämlich nahezu über 30 Jahre keine Integrationspolitik betrieben (Aufregung bei der SPÖ. – Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Unter Schwarz-Blau nicht!) und deswegen sind wir ja ganz genau heute dort, wo wir stehen und wo es eine ganze Reihe von Problemen im Zusammenleben der neu zugezogenen und der ansässigen Bevölkerung gibt. Unter anderem ist natürlich auch die Auswirkung eines Islam, der über die Religion hinausgeht, Thema bei den Menschen. Und da komme ich zu meinem Hauptpunkt. Da geht es natürlich um die Beziehung zu den Geschlechtern, zur Geschlechterstellung, zur nicht nur Gleichstellung, sondern zur Gleichberechtigung von Frauen und da haben wir im Lebensalltag eine ganze Reihe von Problemen zu verzeichnen. Das müssen die Menschen auch erfahren. Es sind nicht nur wir, die hier Kritik üben, sondern, und ich sage viel berufener als wir, die schon vom Kollegen Gudenus zitierte Soziologin, die sagt, das Kopftuch ist Flagge für die Geschlechtertrennung. Aber auch Abdel-Samad, ein muslimischer Islamkritiker, sagt ganz deutlich, es kann nur funktionieren, wenn das westliche, das europäische, das demokratische freie Gesellschaftssystem von islamischen Zuwanderern aufgenommen wird und dagegen stehen Sie. Das können Sie ja Ihren Wählern ruhig sagen. Sie werden ja auch ab und zu einmal irgendwo auf einem Platz stehen oder auf der Straße zu den Leuten gehen und die werden sich das nicht mit Freuden von Ihnen anhören! 

Und ganz am Anfang der Debatte, er ist jetzt leider, glaube ich, nicht mehr im Raum, hat der Herr Präsident Hufnagl beim Wort Werte, das der Kollege Gudenus angesprochen hat, ziemlich laut - er hat ja eine sehr tragende Stimme – gefragt: „Was für Werte. Die in die Weltkriege geführt haben?“ Ich bin wirklich entsetzt, dass die Worte Werte oder unsere Werte gerade von einem Sozialdemokraten so in Frage gestellt werden oder zynisch beleuchtet werden. (Aufregung bei den Abgen Inge Zankl und Mag (FH) Tanja Wehsely.) Es waren doch gerade Sie und es waren doch Ihre Altvorderen, die für die Werte gekämpft haben, um die wir heute teilweise wieder bangen müssen, etwa die Gleichberechtigung von Frauen, aber auch und damit sind wir auch konfrontiert, mit einem überspitzten, politischen Islam mit einer weit über die Religion hinausgehenden Ideologie, dass hier, und das ist definitiv so, ein unverkrampfter Zugang zu den Geschlechtern, zu den Geschlechtsrollen und zum menschlichen Körper in Frage gestellt wird. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Woher haben Sie das?) Und ich erinnere nur daran, dass es stattfindet, dass man kleinen Mädchen verbietet, in einem Badeanzug gemeinsam mit Jungs schwimmen zu lernen. Wo sind wir? Das sind aber all diese Werte, wenn ich an die Sozialdemokraten der ersten Stunde erinnere, und Sie belobigen sich ja des Roten Wien immer so und teilweise ja wirklich zu Recht und haben ja eine Erinnerungsausstellung nach der anderen! Ihre Altvorderen haben genau für diese Freiheiten, für diesen lockeren und unverkrampften Zugang der Geschlechter miteinander, für die Koedukation, für die wir stehen, gegen einen Konservatismus, der das hintangehalten hat, gekämpft. Das waren in erster Linie Ihre Altvorderen! (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das gilt ja nach wie vor!) Das waren auch die Frauen aus der Reihe der Sozialdemokraten, die nicht nur für eine Gleichstellung, sondern für eine Gleichberechtigung gekämpft haben! (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das gilt nach wie vor zu 100 Prozent!) Und das stellen Sie ja heute, indem Sie nämlich negieren, dass im Bereich des Islam die Religion eben weit über die rein religiöse Betätigung hinausgeht, in Frage. 

Und wenn wir über Moscheen und Minarette sprechen, aber auch wenn wir beispielsweise über das Kopftuch sprechen, wenn wir auch darüber sprechen müssen, dass in der Rechtssprechung, in unserer Rechtssprechung bereits teilweise mit zweierlei Maß Recht gesprochen wird, dann ist das bedenklich und dann wissen wir, warum das so ist: Weil eben hier ein stärkerer Anspruch als nur die Religionsausübung besteht. Und die Umfragen zeigen ja auch ganz deutlich, egal, ob sie in Deutschland oder in Österreich gestellt werden, dass zwei Drittel der jungen Männer, der jungen Moslems, die Gebote der Scharia, die Gebote des Islam einfach für wichtiger halten als unsere Demokratie mit all ihren Gesetzen und Regeln und dass die Hälfte der moslemischen Zuwanderer sich ... (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Wo haben Sie das her? Sagen Sie es!) Das kann ich Ihnen gerne geben. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Wo haben Sie es her? Sagen Sie es doch! Wo ist das veröffentlicht?) Das ist eine im Oktober 2009 veröffentlichte Studie, die FK-Studie in Österreich: Zwei Drittel der vorwiegend jungen Männer, die Hälfte der moslemischen Zuwanderer, wünscht sich den Eingang der Scharia in unser Rechtssystem! (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Aber wer hat die Studie gemacht?) Na, da müssen doch die Alarmglocken läuten! Bitte, wer hierher kommt, hat unser Rechtssystem, unsere gesellschaftlichen Normen und Regeln anzuerkennen und das ist es nicht! Und das sagen ja geradezu ... (Aufregung bei Abg Mag (FH) Tanja Wehsely.) Das sagen ja noch viel deutlicher Islamkritiker moslemischer Herkunft, die vorwiegend in Deutschland tätig sind, die alle eine sehr gute Biographie haben (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Wir sind in Österreich!) und die sich heute mit massiven Drohungen herumschlagen müssen, weil sie es wagen, die Wahrheit auszusprechen. Und wir sind in Österreich, aber vieles läuft ja hier genauso, manchmal ein bisschen später ab und deswegen sagen wir: Man muss auch den Tendenzen entgegenwirken, wo Religion dazu missbraucht wird - und ich beziehe das auf alle Religionen, aber akut haben wir hier die Diskussion um den Islam -, bestehende Werte, Regeln, Normen und – und das ist das Allerwichtigste - Gesetze in Frage zu stellen. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Haben Sie die Beschlüsse der Imame-Konferenz schon gelesen?)

Der Herr Kollege Stürzenbecher hat dann auch noch angeführt, dass die Freiheitliche Partei der SPÖ unterstellt, für den Kopftuchzwang zu sein. Ja, viele Mädchen müssen ihr Kopftuch tragen und in dem Augenblick, und da werde ich heute noch einen entsprechenden Antrag auch einbringen, wenn ich vor allem für die Schülerinnen ein Kopftuchverbot erteile, wie es ja in anderen europäischen Ländern bereits beschlossen ist, ist dieses Problem in der Regel einmal aufgehoben. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Wo ist das beschlossen? Wo ist das beschlossen? In welchem europäischen Land ist das beschlossen?)

Und wenn eine junge Frau, und das wird ja selbst von aufgeklärten Musliminnen so gefordert, selbst fähig ist, für sich zu agieren und für sich zu sprechen, wenn sie mündig ist, dann kann sie immer noch entscheiden, trage ich es oder nicht. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Wo ist das beschlossen? Sagen Sie es! Sie behaupten da etwas! – Abg Godwin Schuster: Es gibt in ganz Österreich kein Kopftuchverbot!) Aber wenn man es Kindern aufoktroyiert, dann ist das gegen die Gleichstellung, weil es als Symbol der Geschlechtertrennung (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Wo ist das beschlossen?), aber auch als Symbol der Musliminnen untereinander (Beifall bei der FPÖ.) in eine Einteilung in gute und schlechte wirkt. 

Ich erspare es mir jetzt, den gesamten Begründungstext vorzulesen, Sie haben es ja vor sich liegen. Ich sage nur, es gibt mehrere deutsche Bundesländer, wo ja die gesetzliche Hoheit hier im Rahmen der Länder liegt. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Wo ist das? Nirgends ist das!) Es ist in Frankreich so, das Lycée Francais hat seit 2004 dieselbe Regelung. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Ja, aber nur in Frankreich, aber für alle Religionen!) Und, wie gesagt, auch die Kritik von aufgeklärten intellektuellen Musliminnen richtet sich dahin gehend, dass das Kopftuch einen Zwang darstellt. Sie sagen, selbstverständlich kann es jede Frau tun und das sagen wir ja auch, aber nicht in der Schule und nicht im öffentlichen Dienst, weil es hier genau zu dieser Gleichgewichtung kommt beziehungsweise wird es als Symbol, als Anspruch, als politisch-religiöses Symbol gesehen. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Sie sind dafür, dass die Frauen nicht arbeiten dürfen!) Wir stellen daher den Antrag, dass der Bundesgesetzgeber und auch der Landesgesetzgeber die entsprechenden rechtlichen Grundlagen schaffen sollen, um dieses Verbot zu erwirken. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Sie sind dafür, dass die Frauen nicht arbeiten dürfen! Wie sollen sie sich emanzipieren?)

Ich habe weiters gesagt, dass mittlerweile auch die Gesetze oder die Wertehaltung des Islam Eingang in die Rechtssprechung gefunden haben. Es wird heute abgewogen, ob etwa eine Bedrohung - ich nehme das jetzt als Beispiel her - im Namen der Ehre oder im Namen der Familienehre ausgesprochen wird, wie es ja stattfindet, und hier entsprechend mit dem so genannten Doublespeak gearbeitet wird, dass man einerseits Toleranz gegenüber anderen Ideologien zeigt und hier auch anders richtet. Wir reichen hiermit einen Beschlussantrag ein: 

„Der Wiener Landtag spricht sich dafür aus, dass eben die bürgerlichen Rechte zentrale Elemente des europäischen Selbstverständnisses sind. Europa hat ja diese Werte auch erst nach einer langen Schreckensgeschichte von religiösen und politischen Fundamentalismen gesichert. Und in Anbetracht dieser Erfahrungen ist ohne Wenn und Aber festzuhalten, dass für antidemokratische Ideologien und religiöse Fundamentalisten im politischen Leben Österreichs und Europas kein Platz ist.“

Wir zählen hier eine Reihe von Maßnahmen auf, die den Problemen im Bereich der Integration von Muslimen und vor allem radikalislamischen Tendenzen entgegenwirken soll. Das zieht sich über Deutschkenntnisse von Zuwanderern, Predigten in Moscheen und islamischen Gebetshäusern in deutscher Sprache und die Überwachung der entsprechenden Schulen bis zu einem Religionsunterricht in deutscher Sprache. Lehrer mit mangelnden Deutschkenntnissen sollen keine Lehrerlaubnis haben. Und wir verlangen auch die Unterfertigung einer Bekenntnisurkunde der Zuwanderer, wo es nicht nur darum geht, dass man sich zu dem Land bekennt und die Sprache dann, wenn man sie braucht, lernt, sondern sich natürlich auch den gesellschaftlichen Normen, den gesellschaftlichen Regeln, vor allem aber auch den rechtlichen Voraussetzungen verpflichtet fühlt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Freiheitliche Partei steht selbstverständlich für freie Religionswahl und freie Religionsausübung. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Aber wehe, es ist der Islam!) Aber es kann und darf nicht sein, und das hat uns auch unsere Geschichte gelehrt, dass Religion dazu verwendet wird, politisch zu agieren (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Das ganze politische System ist gegen Religionsmissbrauch!), dass Religion vorgeschoben wird, um Menschenrechte mit Füßen zu treten, dass Religion politische Machtansprüche erhebt und unsere Werte in Frage gestellt werden - und ich betone, ja, wir haben Werte wie etwa die Gleichberechtigung, nicht nur die Gleichstellung, die Gleichberechtigung von Menschen, aber auch die freie Berufswahl (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Sie wollen ja ein Berufswahlverbot aussprechen! – Abg Godwin Schuster: Sie haben es ja ausgesprochen, dass Nonnen nicht tätig sein dürfen! Ein Berufsverbot für Nonnen! Dafür haben Sie sich ausgesprochen! Als ob Nonnen nicht auch Kopftücher tragen!), die freie Entscheidung, wie Menschen leben möchten, ob sie Kinder wollen oder nicht (Abg Godwin Schuster: Sie haben sich dafür ausgesprochen, dass Nonnen keine Kopftücher tragen wollen!) und dass sie den Schulunterricht frei wählen dürfen -, und wenn diese Werte in Frage gestellt werden, dann ist die Religion nicht mehr frei ausübbar. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Dr Günther. Ich erteile es ihm.
 10.35.33

†Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Eines ist schon deutlich zu sehen: Die SPÖ-Fraktion verneigt sich bereits vor dem Islam, denn sonst wäre es nicht möglich, dass der Islamsprecher bereits in der Regierungsbank sitzt. Das ist durchaus spannend zu betrachten. (Beifall bei der FPÖ. – Aufregung bei der SPÖ.) 
Meine sehr geehrten ... (Abg Siegi Lindenmayr: Also wenn Sie keine besseren Argumente haben!) Es geht ... Herr Kollege, ich stelle nur fest. (Weitere Aufregung bei der SPÖ.) Wenn Ihnen das schon peinlich ist, dann beenden Sie es. Mir ist es kein Anliegen und mir ist es auch egal. Es zeigt nur die Einstellung der SPÖ. Aber es ist nicht der Sinn meines Auftritts. Ich habe es nur festgestellt. 

Anlässlich der letzten Sitzung des Gemeinderats am 1. Juli wollte die Freiheitliche Fraktion zwei Anträge einbringen, die sich mit den demokratiepolitischen, aber auch umweltpolitischen und vor allem menschenrechtsverletzenden Problemen der Kurden in der Türkei befasst hat. Das Problem war damals, der Vorsitzende Schuster hat es nicht zugelassen. Begründung war damals die Gaza-Resolution. Jetzt hat es ... (Abg Godwin Schuster: Sie haben sich für eine Präsidiale ausgesprochen!) Eine Besprechung in der Präsidiale. Jetzt hat es am 12. September in der Türkei eine Abstimmung über eine Änderung der Verfassung von 1982 in insgesamt 26 Punkten gegeben, die sich vor allem in offizieller Begründung damit befasst, dass das Justizsystem in der Türkei den europäischen Regelungen angeglichen wird. Wenn man dann die Medien sowohl in Österreich als auch in den anderen Ländern verfolgt hat, so ist dort sehr deutlich herausgekommen, dass diese Änderung der Verfassung vor allem dazu führt, die Justiz und auch das Militär zu beschränken und das Land umzustrukturieren und weniger damit, es an die Rechtsregelungen der Europäischen Union anzugliedern. 
Eines ist aber sehr deutlich aufgefallen. Es hat nichts gegeben, wo man Menschenrechte, die in der Türkei gegenüber den Kurden mit Füßen getreten werden, verbessert hätte. Es sitzen dort weiterhin 1 500 politische Funktionäre der Kurdenpartei im Gefängnis. Es sind weiterhin 4 000 Kinder in noch dazu Gefängnissen für Erwachsene eingesperrt, die dort auf Grund von Bagatelldelikten eingesperrt wurden und nicht freikommen. Und es sitzt unter anderem auch der Bürgermeister von Batman, einer immerhin fast 400 000 Einwohner großen Stadt, bereits seit 24. Dezember 2009 im Gefängnis. Die erste Verhandlung findet am 18. Oktober 2010 statt. 

All diese Probleme sind für uns Anlass, diese Anträge von damals wiederum einzubringen und ich darf sie kurz vorlesen, einerseits den Stopp des Staudammprojektes im ostanatolischen Ilisu, wo es vor allem darum geht, dass hier 80 000 Menschen aus ihrem Lebensraum weggebracht werden sollten und dass hier ältestes Kulturgut vernichtet werden soll, wenn man an die Stadt Hasankeyf denkt. Aus diesem Grund wolle der Landtag beschließen: 

„Der Wiener Landtag fordert die türkische Regierung auf, von diesem weder in kulturpolitischer Hinsicht noch aus dem Blickwinkel der betroffenen Bevölkerung vertretbaren Staudammprojekt zurückzutreten. Des Weiteren werden die betroffenen österreichischen Firmen ersucht, die Beteiligung am Staudammprojekt Ilisu aus obgenannten Gründen zu überdenken. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ 
Das Zweite ist die Gleichbehandlung der Kurden in der Türkei. Hier geht es darum:

„Der Landtag der Stadt Wien fordert die Türkische Republik auf, Maßnahmen zu setzen, um der kurdischen Bevölkerung ein Leben in Frieden und Freiheit zu gewährleisten sowie die Gleichberechtigung mit der türkischen Bevölkerung, vor allem in sprachlicher und kultureller Hinsicht zu ermöglichen.“
Der dritte Antrag betrifft den Bürgermeister von Batman: 

„Der Wiener Landtag appelliert an den Ministerpräsidenten der Türkischen Republik Erdogan, die Repression gegen politische Gefangene, insbesondere gegen den Bürgermeister von Batman, einzustellen und sich für die Durchführung eines rechtsstaatlichen, den Grundsätzen entsprechenden Gerichtsverfahrens gegen Bürgermeister Atalay einzusetzen.

In formeller Hinsicht wird auch hier die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächste zum Wort gemeldet hat sich die Frau Abg Frank. Ich erteile es ihr.
 10.40.51

†Abg Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wenn der Herr Dr Stürzenbecher jetzt gemeint hat, es wäre ein künstliches Thema, dann zeigt er schon sehr deutlich, wie weit Sie sich eigentlich von den realen Gegebenheiten in dieser Stadt bereits verabschiedet haben beziehungsweise diese überhaupt nicht zu Ihnen durchgedrungen sind. Sie haben gesagt und das war schon eine sehr subjektive Äußerung: Der FPÖ geht es ja gar nicht darum, dieses Zusammenleben so zu fördern, sondern uns geht es halt hier um Polemik und Ähnliches - nicht wortwörtlich zitiert, aber so - und wir hätten keine Lösungsansätze. (Aufregung bei Abg Dr Kurt Stürzenbecher.)

Herr Dr Stürzenbecher! Was immer wir in den letzten zehn Jahren an Lösungsansätzen eingebracht haben, wurde von der SPÖ mit ihrer absoluten Mehrheit niedergestimmt, um es jetzt, und das möchte ich betonen, mit allerteuersten Inseraten seitenweise umzusetzen! Wir haben die Regeln gefordert. Was macht jetzt der Herr StR Ludwig? Er sagt, es müssen Hausinspektoren her, die Regeln müssen eingehalten werden. Der Herr Bürgermeister plakatiert: „Die Regeln müssen eingehalten werden.“ Die Wohnpartner wurden geschaffen. Die Gebietsbetreuungen wurden für Mediatoren ausgedehnt, damit in dieser Stadt das Zusammenleben wieder reibungslos möglich ist. Wir haben Ihnen die Lösungsansätze gezeigt, aber Sie haben in Ihrer Überheblichkeit alles abgelehnt! Sie brauchen nicht so tun! Es tut Ihnen weh, ich weiß es. 

Dann war eine Aussage von Ihnen: „Es ist ja das Thema Moschee nicht aktuell.“ Wir wissen schon, wie das ausschaut. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Ich habe gesagt, Minarett! Ich habe gesagt, Minarett!) Ich bin am Wort, Herr Dr Stürzenbecher. Bitte melden Sie sich. Wir wissen, wie es ausschaut, wenn einmal die SPÖ vor der Wahl etwas sagt. Der Stimmzettel ist noch nicht in der Urne, haben Sie Ihre eigenen Aussagen hier widerlegt. In diesem Buch von Heinz Tesar „Architektur“ stand bereits im Jahr 2006 ganz genau eine Moschee im 16. Bezirk beschrieben, die kurz vor der Umsetzung steht. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Das ist nicht wahr! - Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Wo ist das Minarett?) Nur weil es ganz massive Proteste dagegen gab, wurde es nicht gemacht! (Beifall bei der FPÖ. – Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Minarett! Das ist ein Unterschied!) Jetzt haben wir im 21. Bezirk dasselbe Problem wieder. Es ist bei Ihnen immer das Gleiche. Es wird umgesetzt, ich bin überzeugt. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Ja und wo ist das Minarett?) Ja, ich rede gerade über die Moschee. Was wollen Sie jetzt noch hören? Das steht ja drauf. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Minarett! Das ist doch ein Unterschied! – Heiterkeit bei Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi.) 

Jetzt gehen wir weiter zu meiner eigentlichen Wortmeldung, der Antrag. Es stimmt, wir haben uns ... (Aufregung bei Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi.) Bitte, Herr Al-Rawi, melden Sie sich doch einfach, das geht ja in diesem Haus, Sie brauchen ja keine Skrupel zu haben. Herr Vorsitzender, ein bissel hätte ich auch gerne das Wort, weil der passt ja überhaupt nicht auf! Das ist ja ein Wahnsinn in dem Haus. (Aufregung bei Abg Dr Kurt Stürzenbecher.)

Also um was es uns bei diesem Antrag über die publikumsintensiven Veranstaltungsstätten geht - jawohl, ein Teil steht in der Bauordnung. Aber dass wir diesen Antrag mehrmals einbringen, ist, weil es uns eben nicht in ausreichendem Maße erscheint und deshalb ... Jetzt muss ich schon einmal sagen, es dürfte ein spezielles Demokratieverständnis der SPÖ sein, andere nicht zum Wort kommen zu lassen. So machen Sie es nämlich auch mit den Bürgern dieser Stadt. Das ist beschämend! (Beifall bei der FPÖ. – Aufregung bei der SPÖ.) Und der Herr Vorsitzende findet auch nichts dazu zu sagen. Das ist ja noch ärger! Der ist überhaupt mit anderen Dingen beschäftigt, als der Sitzung zu folgen! (Heiterkeit bei den Abgen Dr Kurt Stürzenbecher und Dipl-Ing Omar Al-Rawi.) Na ja, das ist ja unmöglich in dem Haus! Na, lustig finde ich es nicht, wenn man dieses Haus so behandelt, wo man vorher die Regeln für dieses Haus einfordert und sie im nächsten Moment bricht! So schaut die Wahrheit aus! (Beifall bei der FPÖ.)
Also wir bringen diesen Antrag noch einmal ein. Wenn es so in der Bauordnung steht und es steht aber nicht so, wie wir es fordern, dann frage ich mich: Warum gelten diese Gesetze für Vereine nicht? Warum gibt es hier Gebetsräume mit tausend Menschen und nicht ausreichenden Fluchtwegen und nicht ausreichenden WC-Anlagen (Aufregung bei Abg Mag (FH) Tanja Wehsely.) und nicht ausreichend vielleicht die Restaurant- beziehungsweise Kücheneinrichtungsvorschriften und so weiter? Warum gelten hier die Regeln nicht? Nur weil es ein Verein ist? Ich dachte, die Bauordnung ist ein Gesetz und muss für alle gleich gelten. Aber das scheint nicht der Fall zu sein. Wir bringen es auch ein, weil es sehr wohl das Stadtbild stört. Ihnen ist das einzige Anliegen alles, was in dieser Stadt noch die Identität der Bürger aufrechthält, zu zerstören. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Wer sagt denn das?) Mit diesen Minaretten, mit diesen Moscheen setzen Sie einen weiteren Mosaikstein. Das ist Ihr Ziel (Abg Ernst Nevrivy: Wer sagt denn das?), aber nicht das der FPÖ! Ich bin neugierig, ob Herr StR Schicker in diesem Zusammenhang auch angekündigte Gestaltungsbeiräte umsetzen wird, denn dann werden sehen, ob alles so durchgeht wie hier einige wenige möchten, wenn sie nicht politisch besetzt sind. 

Ich bringe jetzt nur mehr meinen Antrag ein, weil es ja hier offensichtlich sowieso nicht möglich ist, auf eine disziplinierte Art und Weise Gespräche zu führen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Abgeordneter hat sich der Abg Marco Schreuder zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.
 10.46.40

†Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus)|: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe jetzt doch entschieden, mich zum Wort zu melden, weil ich auf diese heutige Debatte gespannt war. Ich gebe zu, als schwuler Mann in diesem Land ist man ja politische Auseinandersetzungen mit Religionen durchaus gewöhnt. Ich halte, das sage ich hier ganz offen, die Reduktion nur auf den Islam zu diskutieren und nicht eine generelle Diskussion über „Welches Verhältnis hat die Politik mit der Religion?“ zu führen, für infam. Ich halte es für infam, wenn eine Freiheitliche Partei hier herkommt, vorgibt, Frauen zu schützen und in ihrer Regierungsverantwortung dafür gesorgt hat, dass die Einkommensschere zwischen Mann und Frau bei 40 Prozent laut Rechnungshof liegt. Das ist Ihre Verantwortung! Ich halte es für verantwortungslos, hier eine Islamdebatte seitens der Freiheitlichen Partei zu führen, die dann hier auch noch Integrationsvereine zitiert, dessen Förderungen sie hier im Gemeinderat ablehnt. Habt ihr dem Orient Express zugestimmt hier im Gemeinderat oder habt ihr es abgelehnt? Ihr habt es abgelehnt! Peregrina habt ihr abgelehnt, wo es genau darum geht, Frauen, Migrantinnen zu unterstützen! Ihr seid doppelzüngig, ihr seid doppelzüngig! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ihr seid verantwortlich dafür, dass in diesem Land ein Klima herrscht, dass junge Leute, die hier eine Heimat suchen, einen Platz suchen, sich eine Karriere erträumen, hier studieren, hier eine Ausbildung machen, nicht diesen Platz finden, sondern diskriminiert werden! Ihr seid für dieses Klima verantwortlich! Ihr seid hier wirklich scheinheilig! (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.)
Ja, ich glaube wirklich, wir brauchen eine Diskussion darüber, welches Verhältnis die Politik in diesem Land mit Religionen hat. Ja, das gilt übrigens auch für die katholische Kirche, das gilt für alle Religionen. Diese Diskussion ist längst überfällig. Mir geht es nicht immer gut, wenn ich den Einfluss von Religionen in der österreichischen Politik sehe. Da schaue ich auch Richtung ÖVP. Ich kann mich an viele Diskussionen gesellschaftspolitischer Natur erinnern, wo hier ganz klare katholizistische Ideologien in der Politik Einfluss gefunden haben. 

Aber die Debatte hier ist unwürdig, sie ist diskriminierend und lenkt davon ab, welche Debatten wir wirklich brauchen würden! Ich fand, das war heute keine Werbung für diesen Landtag, das war keine Werbung für eine sinnvolle Diskussion, das war keine Debatte, die ich mir hier erwarte, das war bloß Polemik, Ablenkungsmanöver und hat nichts mit der Sache zu tun! (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich der Abg Lasar zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.
 10.49.00

†Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Aber jetzt sachlich, bitte!)

Gerade Sie, Herr Stürzenbecher, mit Ihrer Rede! Wissen Sie, an wen Sie mich eigentlich mit Ihrer Rede erinnert haben? Genau an Sokrates, zum Beispiel (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Der ist auch sachlich!), wo Sie ja diesen Ausspruch kennen, der bekanntlich einmal gesagt hat: Ich weiß, dass ich nichts weiß. Und Sie, Herr Stürzenbecher, glaube ich, Sie wissen nicht einmal das! (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Sehr sachlich!) Nun zu Ihren Ausführungen. (Beifall bei der FPÖ. – Heiterkeit bei Abg Mag Wolfgang Jung.) 

Aber, meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum Thema sprechen. Ich glaube, das ist sehr wichtig, und auch Sie, Herr Stürzenbecher, sollten jetzt einmal hier lernen zuzuhören. (Heiterkeit bei den Abgen Nurten Yilmaz und Dipl-Ing Omar Al-Rawi.) Gerade Sie, Herr Al-Rawi, sollten jetzt nicht lachen, weil um Sie wird es nämlich jetzt einmal gehen, Herr Al-Rawi, weil Sie sind nämlich der, der in dieser ganzen Stadt hetzt! Sie sind der wahre Hetzer! Sie machen bei Demonstrationen mit, Herr Al-Rawi, das müssen Sie sich gefallen lassen, am Ballhausplatz, wo gegen Juden gehetzt wird, wo auf Transparenten gestanden ist, und das möchte ich Ihnen auch noch einmal zeigen (Abg David Lasar zeigt ein Foto.), wo sie mitgemacht haben: „Wach auf, Hitler!“ (Aufregung bei der SPÖ.) Und das ist Ihr Zusammenleben hier in der Stadt Wien? Schämen Sie sich dafür! Und wenn ich mir jetzt noch anschaue, dass das alles von einem Bürgermeister und Landeshauptmann geduldet wird ... (Abg Siegi Lindenmayr: Das ist die Unwahrheit! – Abg Nurten Yilmaz: Das ist die Unwahrheit!) Das ist nicht die Unwahrheit! Der Herr Al-Rawi hat sogar als Hauptredner bei dieser Veranstaltung gesprochen. (Abg Siegi Lindenmayr: Das ist die Unwahrheit!) Sie sollten sich genieren, Herr Al-Rawi, und überhaupt muss man Ihnen einmal eines sagen ... (Abg Siegi Lindenmayr: Das ist die Unwahrheit!) Das ist keine Unwahrheit! Hier bei dieser Veranstaltungen hat der Herr Al-Rawi teilgenommen (Abg Siegi Lindenmayr: Da war er nicht dabei! – Aufregung bei der FPÖ.), am Ballhausplatz. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Das waren andere!) Nein, das waren nicht schon wieder mal andere, das waren nicht andere! Das sind ihr ... (Große Aufregung bei SPÖ und FPÖ. - Abg Siegi Lindenmayr: Unwahrheiten!) Genau von der IHH, das ist die Internationale Hilfsorganisation ... (Abg Siegi Lindenmayr: Das sind Unwahrheiten!) Ja, das sind keine Unwahrheiten! Sie wollen es ja nur nicht hören, meine Damen und Herren der Sozialfraktion! Sie haben einen Islamisten in Ihrer Partei (Abg Siegi Lindenmayr: Unwahrheiten! – Abg Godwin Schuster: Na und? – Weitere große Aufregung bei der SPÖ.), der den Terror ... (Abg Godwin Schuster: Na und? Es gibt Glaubensfreiheit!) Aber nicht für solche Leute, bitte! (Abg Godwin Schuster: Was heißt „solche Leute“?) Bitte, was hat das mit Glaubensfreiheit zu tun, wenn man bei solchen Veranstaltungen, wo man ganz genau weiß, dass zum Beispiel in Deutschland diese Organisation schon längst verboten ist, weil sie mit den Terrornetzwerken zusammenarbeitet ... (Abg Godwin Schuster: Wen interessiert das? – Großes Geschrei bei SPÖ und FPÖ.) und Sie, Herr Al-Rawi, sind einer der Hauptredner gewesen! Sie sollten sich wirklich mehr als genieren! (Abg Siegi Lindenmayr: Sie müssen sich genieren!) Und der Herr Bürgermeister oder Landeshauptmann heute, wie man sagt, der hat bis heute nicht ein einzelnes Wort dazu gesagt. (Abg Siegi Lindenmayr: Sie müssen sich genieren, weil Sie dauernd die Unwahrheit sagen!) Bei was? (Abg Siegi Lindenmayr: Ständig die Unwahrheit!) Bei was war die Unwahrheit? Bei was war die Unwahrheit? (Aufregung bei der FPÖ.) Dass der Herr Al-Rawi am Ballhausplatz einer der Hauptredner war bei der verbotenen Organisation IHH, die dem Terror vorbeugt? (Aufregung bei der SPÖ.) In Deutschland ist sie verboten! (Abg Godwin Schuster: Wo verboten? In der Türkei ist die auch verboten!) Herr Schuster, gerade von Ihnen hab ich mir andere Worte erwartet, gerade von Ihnen, Herr Schuster! Das ist eine verbotene Organisation in Deutschland. (Abg Godwin Schuster: Ja, aber das sind ja zwei verschiedene Organisationen! Das sind zwei verschiedene Paar Schuhe!) Aber nein, das sind nicht zwei verschiedene Schuhe, sie ... (Abg Godwin Schuster: Das sind zwei verschiedene Organisationen!) Genau das wollen Sie ja alles nicht hören! Sie sind doch die Hetzer in dieser Stadt! Da wird gegen Juden agitiert! Nur in Wien! Warum treten schon scharenweise aus ihrer Partei die ganzen Juden in Wien aus? (Aufregung bei Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi.) Warum treten sie aus? Weil sie mit Ihnen allen nichts mehr zu tun haben wollen! Und Sie sind nämlich einer der Garanten dafür! Für wen machen Sie heute die Wahlwerbung? Für 500 000 Moslems in Österreich! Das ist Ihr Problem. Sie haben schon alles andere aufgegeben, die Wiener, die Jugend, Sie haben alles aufgegeben. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: David Lasar!) Gerade Sie, Herr Al-Rawi, gerade Sie haben es notwendig, ja, Sie haben es notwendig! 

Aber, meine Damen und Herren, damit man sich vielleicht jetzt wieder einmal auf einige Aussagen besinnt, die Sie ja bis heute noch nicht begriffen haben. Ihre, genau Ihre Leute, die ja immer für diese grenzenlose Zuwanderung waren bis heute, Sie haben es ja noch immer nicht begriffen. Und da möchte ich vielleicht den Herrn Universitätsprofessor Fassmann zitieren, der auf die Frage „Trägt die höhere Arbeitslosigkeit unter den Zuwanderungen auch dazu bei, dass die Bilanz nicht eindeutig positiv ist?“ zur Antwort gegeben hat: „Mit der Familienzusammenführung gibt es keine zielgenaue Zuwanderung mehr, die den Interessen des Arbeitsmarktes angepasst sind.“ Dann fragt man ihn, was jetzt sehr interessant ist: „Wie groß ist das Volumen des Familiennachzugs?“ Fassmann sagt: „Wir haben eine Zuwanderung von 100 000 bis 120 000 pro Jahr. Es gibt aber gleichzeitig eine Abwanderung, sodass der Migrationssaldo bei 40 000 bis 50 000 im Jahr liegt.“ Und dann sagt er: „Die Zahl derer, die auf die Bedürfnisse des österreichischen Arbeitsmarktes hingesteuert zuwandern, sind lediglich 1 000 bis 5 000 Personen und der Rest von zirka 45 000 fällt sofort einmal in die soziale Hängematte.“ Das sagen Ihre Universitätsprofessoren!

Und wenn ... (Abg Godwin Schuster: Das war eure Regierungsbeteiligung! Eure Regierungsbeteiligung!) Tun Sie nicht immer Kindesweglegung betreiben, wenn einmal einer was anderes sagt! Sie machen nur Kindesweglegung! Aber lassen Sie mich fortfahren: Die Wiener Stadtregierung, eine Frage, die Wiener Stadtregierung betont gerne, wie gut die Integration in der Bundeshauptstadt funktioniert. Aber es gibt offenbar auch Defizite und wo liegen die, fragt man Fassmann. Und da sagt er: „Wir haben zweifelsfrei hohe Konzentrationen und Ghettoisierungstendenzen in Wien.“ Dann sagt er auch: „Von wem soll man Deutsch lernen, wenn der Nachbar oder der Mitschüler nicht deutschsprachig ist und von wem soll man es lernen, wie die Normen und die Werte der österreichischen Gesellschaft sind?“ Und dann fragt man eben weiter - Schulen: „Wird das nicht zwangsläufig dazu führen, dass Eltern vermehrt ihre Kinder lieber in eine Privatschule geben?“ Und jetzt, Herr Al-Rawi, aufgepasst: „Das ist ja oft der Zynismus jener, die mit dem Finger auf andere zeigen und meinen, ihr seid ausländerfeindlich. Aber die eigenen Kinder in Privatschulen zu schicken oder in Bezirken zu wohnen, wo der Ausländeranteil ein ganz geringer ist, das führt dazu, dass es letztendlich die einheimische Unterschicht ist, die hier die Auseinandersetzung mit den Zuwanderern erbringen muss.“ Also genau diese, die Sie immer vorgeben zu beschützen und sozial verträglich zu sein, genau die werden es tragen, die in den Gemeindebauten, in den Sozialwohnungen sind, genau die werden die Auseinandersetzung spüren. Das wissen Sie ganz genau und Sie machen nichts dagegen! (Aufregung bei Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi.) Und das sagt aber einer von Ihnen, das ist der Universitätsprofessor Fassmann in der „Presse“. 

Aber damit wir wieder zum Herrn Al-Rawi kommen, dass man einmal sieht, weil über den haben wir jetzt schon länger nicht gesprochen. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Herr Al-Rawi, ich weiß, Sie sind ja ein sehr starker Mann in der SPÖ. Aber wenn ich mir noch vorstelle, dass Sie es mit der SPÖ geschafft haben, ich zitiere da die „Wiener Zeitung“ vom 29. Mai 2008: „Islamische Glaubensgemeinschaft intervenierte gegen einen Vortrag. Islamwissenschaftlerin wurde ausgeladen“, nämlich genau die Frau Christine Schirrmacher. Und da steht drinnen: „Die Ausladung der deutschen Islamwissenschaftlerin Christine Schirrmacher von einer Veranstaltung in Traun sorgt in Deutschland für scharfe Kritik. Schirrmacher hätte auf Einladung des Personenkomitees ‚Aufeinander zugehen’ einen Vortrag über islamische Integrationsprobleme halten sollen. Nach einem Protestschreiben des Wiener SPÖ-Landtagsabgeordneten und Integrationsbeauftragten der Islamischen Glaubensgemeinschaft in Österreich, Omar Al-Rawi, sagten die Veranstalter den Vortrag ab.“ (Abg Nurten Yilmaz: Wieder eine Rede! Können Sie auch selbst etwas auf die Beine stellen und reden?) Das ist Ihre Vorgabe an Kritik! Jede Kritik am Islam ist zu unterbinden. Und das ist genau Ihre Politik und die wird Ihnen auch auf den Kopf fallen!

Und weil wir vorhin gesprochen haben und mit dem hat der Herr Dr Stürzenbecher angefangen, am 10. Oktober werden Sie mit Sicherheit die Rechnung präsentiert bekommen, weil genau das haben die Wiener schon längst durchschaut, dass Sie nur mehr für die Moslems und nur mehr für den Islam da sind!

Und ich möchte es vielleicht mit einem Schlusssatz enden lassen, wo Sie vielleicht einmal nachdenklich werden sollen und mir auch ... (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Blödsinn! So ein Blödsinn!) Also wenn Sie zu dem jetzt Blödsinn sagen, Herr Dr Stürzenbecher, dann haben Sie sich wirklich abgemeldet. Ich möchte Ihnen mit einem Zitat aus der „Presse“ von Herrn Stern, der in der IKG sozusagen der lange Arm der SPÖ ist, bei der „Avoda“, das ist der sozialdemokratische Arm innerhalb der IKG, der aus Ihrer Partei ausgetreten ist und noch viele andere Juden auch, die ausgetreten sind, und der am 13.07.2010 gesagt hat: „Die Herzen der jüdischen Mitglieder hat die SPÖ längst verloren.“
Aber was zählen schon ein paar tausend Juden gegenüber hunderttausenden Moslems in Österreich, meine Damen und Herren. Genau das ist Ihr Wahlkampf. Sie haben alles, alles haben Sie verlassen. (Abg Godwin Schuster: Ganz ruhig debattieren!) Sie stehen nur mehr für Islamisten und Moslems in Wien. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich der Herr Abg Woller zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.
 11.00.46

†Abg Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates)|: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Herr Lasar, das ist ein Missbrauch des Wiener Landtages, das ist Missbrauch der Religion. Wenn Sie sich schon hier herstellen, Herr Lasar, da muss schon festgestellt werden, dass der Präsident der Kultusgemeinde sich öffentlich von Ihnen distanziert und hat festgestellt hat, dass es in keiner Partei so viele Kellernazis gibt wie bei der FPÖ. Das muss auch gesagt werden, wenn Sie sich da herstellen und heucheln und hetzen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Eigentlich ist Ihre Wahl des Themas der heutigen Sondersitzung ein Kompliment für die sozialdemokratische Stadtregierung, weil wenn jene Partei, die die Sozialdemokraten in diesem Wahlkampf am meisten attackiert, drei Wochen vor der Wahl kein wichtigeres Thema hat als den Bau oder den Nichtbau von Minaretten, dann muss ich sagen, Kompliment an diese Regierung. Diese Stadt muss wunderbar funktionieren, es kann keine Probleme geben, und das ist ja tatsächlich der Fall. Sie haben hier gezeigt, dass Sie eigentlich kein wichtigeres Thema haben als ein Thema, das in Wirklichkeit niemanden interessiert in dieser Stadt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Wienerinnen und Wiener bewegen viele Themen, die Sorge um Arbeitsplätze, die Bekämpfung der Wirtschaftskrise, die sozialen Fragen, die Gesundheitspolitik, die Bildungspolitik, der Zustand unserer Universitäten. All das sind die Themen, um die sich die Wiener Sozialdemokraten kümmern, all das sind die Themen, die die Wienerinnen und Wiener bewegen. Diese Themen sind in der Bedeutungsskala ganz oben. Die Frage des Baus oder Nichtbaus eines Minaretts in dieser Stadt ist auf der Bedeutungsskala ganz unten, ganz unten wie die Wiener FPÖ in der Bedeutung in dieser Stadt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Sie wissen es genau, es gibt keinen einzigen Antrag auf den Bau eines Minaretts in dieser Stadt. Es gibt seit 31 Jahren ein Minarett in dieser Stadt, das war 31 Jahre lang kein Problem. Mir gefällt das Minarett, viele schauen sich das an. Das Minarett im Donaupark gehört zur Stadt Wien, es gehört zum Wiener Stadtbild wie der Donauturm, wie die Uno-City, wie viele Kirchen und wie die Pagode der Buddhistischen Glaubensgemeinschaft. Das heißt, alles das ist kein Thema, Sie verwenden dieses Thema für die Hetze gegen den Islam und für das Schüren von Hass und Angst in dieser Stadt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Sie wollen ablenken von Ihrer völligen politischen Bedeutungslosigkeit, von Ihrer völligen Konzeptlosigkeit. Die FPÖ will ablenken von den aktuellen Wirtschaftsskandalen, von den BUWOG-Provisionen, von der Pleite der Hypo, alles Themen, in die die FPÖ bis weit über die Ohren verstrickt ist und wo es endlich eine Aufklärung geben sollte. Sie wollen davon ablenken, dass Sie es immerhin mit Ihren Ablegern geschafft haben, ein vormals blühendes Bundesland in den wirtschaftlichen Bankrott zu führen. Das ist die Politik der FPÖ. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie hetzen gegen den Islam, und Sie machen das ganz offiziell in Ihrer politischen Akademie. Ihre Referentin Elisabeth Sabaditsch-Wolff hat gesagt, Muslime sind unsere Feinde, sie vergewaltigen Kinder wegen der Religion. Wegen dieser Aussage hat die Staatsanwaltschaft Wien jetzt einen Strafantrag wegen Verhetzung gegen Ihre Referentin beim Landesgericht Wien eingebracht und aus diesem Grund musste auch das Gesetz für die Finanzierung der politischen Akademien im Parlament geändert werden, dass es nämlich eine Handhabe gibt, wenn politische Akademien für ihre Tätigkeit wegen Verhetzung und Herabwürdigung religiöser Ideen verurteilt werden, (Abg David Lasar: Nun, und was ist mit Al-Rawi, verhetzt der nicht! – Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: O nein!) dass die Förderung für diese politische Akademie zurückverlangt werden kann. Das ist wirklich peinlich.

Sie hetzen gegen den Islam. Sie verwenden lauter Unwahrheiten wie beispielsweise gegen unseren Abg Omar Al-Rawi. Er war selbstverständlich nicht bei dieser Demo. Sie wissen das, und Sie behaupten das wider besseren Wissens. (Abg David Lasar: Da gibt es Fotos!) Wir kennen Omar Al-Rawi als besonnenen Vermittler, als Brückenbauer (Abg David Lasar: O, was Sie nicht sagen!) und als Integrationsbeauftragten der zweitgrößten österreichischen Glaubensgemeinschaft. Und Sie verwenden hier Argumente gegen die Türkei, die eigentlich mit dem heutigen Thema, nämlich mit der Änderung der Bauordnung, überhaupt nichts zu tun haben. (Beifall bei der SPÖ.) 
Aber worum es Ihnen wirklich geht, ist, Sie wollen ablenken, ablenken von Ihren vielfältigen politischen Verstrickungen mit der Neonazi-Szene. Wir sehen in diesem Wahlkampf laufend Fotos vom Wahlkampf der FPÖ, wo stadtbekannte Neonazis den Wahlkampftross der FPÖ verstärken, wo stadtbekannte Neonazis in FPÖ-Jacken zum engsten Kreis von HC Strache gehören. Davon wollen Sie ablenken. 

Wir lesen in diesen Wochen im Internet den Jubel der Neonazis über das Minarettspiel der FPÖ in der Steiermark und über den Jubel der Neonazis über Straches Wiener Blut -Plakate. Und auf der Neonazi-Seite „alpen-donau.info" lesen wir Neonazis im Originalton: „Scheinbar haben unsere Interventionen in der FPÖ geholfen. Uns gefällt die Hinwendung zum Blut sehr gut." Das ist die Gefahr für diese Stadt. Die Wiener FPÖ ist die Gefahr für diese Stadt und Ihre Hassprediger Gudenus und Strache. (Beifall bei der SPÖ.) 
Wenn Herr Gudenus hier von politischer Gefahr spricht, dann muss man sich auch einmal anschauen, wer dieser Herr Gudenus ist und was er für einen politischen Hintergrund hat. (Abg Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Genau!) Es würde nun tatsächlich die Zeit dieser Debatte sprengen, wenn ich mich jetzt mit dem ganzen FPÖ-Klub auseinandersetzen müsste, das würde viel hergeben. Aber besonders interessant ist Ihr neuer Spitzenmann Johann Gudenus. Er ist zwar noch jung, kann aber schon auf eine beachtliche rechtsradikale Karriere verweisen, offensichtlich qualifiziert es ihn, dadurch zum Spitzenmann der FPÖ zu avancieren.

Johann Gudenus ist so wie HC Strache Mitglied der deutsch-nationalen Burschenschaft Vandalia. (Erstaunte Rufe aus der SPÖ in Richtung zur FPÖ.) Nun, Vandalia ist tatsächlich ein verräterischer Name, nomen est omen, wir wissen jetzt, wo die politischen Vandalen in dieser Stadt sind, nämlich an der Spitze der Wiener FPÖ. (Beifall bei der SPÖ.) Die Vandalia gehört zum militant rechtsextremen Spektrum in Österreich (Abg Mag Wolfgang Jung: Ja, ja!) und das sage jetzt nicht ich, sondern das sagt Lutz Weinzinger, immerhin der frühere Obmann der Freiheitlichen Partei in Oberösterreich und Nationalratsabgeordneter, der sagt, dass die Vandalia zum militant rechtsextremen Spektrum des deutsch-nationalen Korporationswesens gehöre. (Abg. Mag Wolfgang Jung: Wo sagt er denn das?) Er hat das gesagt in einem Interview in dem Buch von Nina Horaczek und Claudia Reiterer über HC Strache, (Abg Mag Wolfgang Jung: O Gott!) und er sagt weiters: „Demnach wären andere Burschenschaften in den 80er Jahren auf Distanz zur Verbindung Vandalia von Strache und Gudenus gegangen, weil diese zu rechts gewesen sei und das entsprechende Auftreten mehrerer Vandalen vielen in der FPÖ zu steil war und nicht die Art ist, wie wir auftreten wollten." – Das sagt der FPÖ-Obmann in Oberösterreich über HC Strache, John Gudenus und seine Vandalen. Das ist die Gefahr, dass die Vandalen tatsächlich die Macht in der Wiener FPÖ übernommen haben. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und für den politischen Vandalismus des Johann Gudenus gibt es unzählige Beispiele, die man in Zeitungen dieser Stadt nachlesen kann. Im Jahr 2004 war von Gudenus im „Standard" zu lesen, ich zitiere: „Der Islam ist nicht integrierbar, solche Leute haben sich eine Einbürgerung in Österreich nicht verdient." 

Im Jahr 2006 hat Gudenus die Feuerrede bei der Sonnwendfeier der rechtsextremen Österreichischen Landsmannschaften gehalten und seine Kernaussage war: „Wir wollen Zukunft für unsere deutsche Heimat." – Originalzitat Johann Gudenus. 
Schließlich nahm er in seiner Feuerrede ein kollektives Notwehrrecht in Anspruch und rief zu Widerstand angesichts einer dritten Türkenbelagerung auf. Gegenüber der Zeitschrift „Österreich“ hat Gudenus 2007 behauptet, das NS-Verbotsgesetz sei kritisch zu hinterfragen, weil es mit dem Recht auf freie Meinungsäußerung nicht im Einklang stünde. 
Gudenus überschreitet tatsächlich die Grenzen der Verfassungsfeindlichkeit und scheut sich nicht, auch gemeinsam mit Neonazis aufzutreten. Voriges Jahr ist Hans-Jörg Jenewein krank geworden, daher hat Johann Gudenus die Vertretung bei einer Veranstaltung der AFP übernommen. 2009 war Gudenus bei der „Politischen Akademie“ der Arbeitsgemeinschaft für demokratische Politik, und diese AFP ist laut Verfassungsschutz des Innenministeriums eine Gruppe mit ausgeprägter Affinität zum Nationalsozialismus. Dort treten alle Neonazis Europas auf und mit ihnen gemeinsam der neue Spitzenmann der FPÖ, Johann Gudenus. Und eben diese AFP ruft derzeit zur Wahl der FPÖ auf, zur Wahl - Originalzitat - „Ihrer volkstreuen Kandidaten.“ Diese Ideologie des neuen Spitzenmannes der Wiener FPÖ, Johann Gudenus, ist faschistoid, ist gefährlich für diese Stadt und diese Ideologie und diese Partei muss mit allen Mitteln bekämpft werden. (Beifall bei der SPÖ.) 
In dieser Wahlauseinandersetzung sehen wir immer wieder abschreckende Bilder, abschreckende Bilder von FPÖ-Wahlkundgebungen. Wir sehen Bilder ihres Parteiführers in schusssicheren Westen - das hat es in Österreich noch nie gegeben - wir sehen Bilder von grimmig dreinblickenden Typen, die ihn mit Schirmen davor beschützen, dass er mit faulen Eiern beworfen wird, (Abg Mag Wolfgang Jung: Genau, das sind die Argumente der Sozialisten!) und wir sehen Bilder von stadtbekannten Neonazis, die in FPÖ-Jacken Ordnerdienste für HC Strache leisten. Niemand will diese Bilder sehen in dieser Stadt, niemand will diese politische Radikalisierung in Wien. (Abg Mag Wolfgang Jung: Sie machen doch die Seminare!) Ausschließlich Sie tragen für diese politische Radikalisierung die Verantwortung. (Beifall bei der SPÖ.) 
Die größte Bedrohung in dieser Stadt ist natürlich nicht der Islam, die größte Bedrohung in dieser Stadt ist die FPÖ-Wien und ihre Nähe zu den Neonazis, die größte Bedrohung sind Ihre Hassprediger HC Strache und Johann Gudenus, die Vandalen in der Wiener Politik. Wien ist eine lebenswerte, Wien ist eine weltoffene, und Wien ist eine tolerante Stadt, und so soll es auch bleiben, eine Stadt, in der Hass und Hetze keinen Platz haben. (Lange anhaltender Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster und vorläufig letzter Redner ist Herr Abg Jung zum Wort gemeldet, ich erteile es ihm.
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†Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Danke, Herr Präsident! 

Zuerst darf ich Sie ersuchen, einen Ordnungsruf auszusprechen für den Ausdruck Kellernazi, den Sie vielleicht nicht gehört haben, obwohl er laut genug war. Das als Frage ... (Abg Ernst Woller: Ich habe nur zitiert! - Abg Mag (FH) Tanja Wehsely: Was ist mit Wiener Blut!) Das ist egal, Sie haben das gesagt, und wenn Sie glauben und wenn der Herr Präsident meint, dass das eine Ausdrucksweise ist, die in dem Haus üblich sein sollte, dann von mir aus. Aber, Herr Kollege, wie man in den Wald hineinruft, wie man in den Wald hineinruft, so kommt es zurück. 

Aber jetzt gebe ich zunächst eine kleine geschichtliche Aufklärung über die Vandalen. Die Vandalen waren ein Stamm, der Rom belagert hat, der an sich keineswegs - wenn Sie ein bisschen historisches Wissen hätten – gewütet hat. Der nur deshalb in den Verschiss gekommen ist, weil sie keine Arianer und keine Katholiken waren und die kirchliche Geschichtsschreibung sie deswegen schlecht behandelt. Aber historisches Wissen von Ihnen zu verlangen, ist zuviel, Sie kennen sich vielleicht im Marxismus aus, aber sonst nirgends, Herr Kollege, das kann ich Ihnen sagen. 

Das heutige Thema, zu dem wir laut Herrn Präsident am Anfang hätten sprechen sollen, zu dem haben Sie überhaupt nichts dazu gesagt, aber als Roter darf man es ja, da hat man Narrenfreiheit in diesem Haus, dieses Eindrucks kann man sich nicht erwehren. Das ist so, und es wird auch bestritten, das Herr Omar Al-Rawi bei der Kundgebung dabei war, ich habe aber ein Foto, wo er drauf ist, neben Frau Bagajati und anderen, genau dort. Vielleicht besitzt er die Fähigkeit der Bilokation und war gleichzeitig in Wirklichkeit wo anders, aber das Foto ist hier vorhanden. 

Grundthema aber der heutigen Geschichte, das stimmt, es geht nicht nur um die Minarette und um die Moscheen, es geht um ein zentrales Problem, das nicht nur Österreich bewegt, wie hier gemeint wurde von Seiten des Kollegen Schreuder. Das ist ein europäisches Problem, und das hat nicht nur die FPÖ aufgebracht, das wird zur Zeit in ganz Europa diskutiert, man hat es vorgestern in Schweden gerade wieder gesehen. Das ist ein Problem von Frankreich, wo in der Nacht die Städte brennen, die Autos brennen, das ist ein Problem in Belgien, das ist ein Problem in Holland, das ist ein Problem in Deutschland, in Berlin und Frankfurt, Hamburg und so weiter, das ist ein Problem in Dänemark, in Norwegen und in Schweden. Und sie merken es in ganz Europa: 650 000 Bücher in wenigen Wochen hat der Herr Sarrazin verkauft. Nicht deshalb, weil es kein Problem war, sondern weil es ein Problem war und ist, und noch ein größeres werden wird, weil Sie nicht willens sind, auf das einzugehen und zu merken, was die Bürger in diesem Land und auf diesem Kontinent für Schwierigkeiten haben. Und zwar deshalb, weil es nicht nur eine religiöse, sondern auch eine kulturelle Auseinandersetzung ist. 

Keine Frage, es gibt hier riesige Unterschiede. Und das Schlimme ist, dass der Islam eine ganz radikale Religion ist. Auch unsere christliche Religion war es einmal, wir haben vor rund 400 Jahren fürchterliche Glaubenskriege in Europa geführt, im damaligen Römisch-Deutschen Reich ist knapp ein Drittel der Bevölkerung damals gestorben, verhungert oder erschlagen worden in Kriegen. Wir wollen diese Kriege nicht noch einmal, und sie werden hereingetragen. Nur, in der katholischen oder evangelischen Religion wird mittlerweile am Todestag von Martin Luther, wie bei den Schiiten oder Hussiten, niemand mehr erschlagen, es gibt es keine Riesenaufläufe wie in Kerbala, und so weiter. Das haben wir überwunden und das brauchen wir nicht noch einmal. Wir haben auch leichtere Formen davon überwunden. Als ich ein Kind und noch Ministrant war, kann ich mich noch gut erinnern, wie der Pfarrer vor der Wahl gepredigt hat, was man wählen soll. Auch darüber sind wir Gott sei Dank hinweg. Und wir brauchen das Ganze nicht noch einmal, wir brauchen diese Vorschriften in dem Bereich und das Einwirken der Religion im öffentlichen Leben nicht noch einmal. 
Und der Islam wirkt ja ganz massiv in das öffentliche Leben ein. Und das geht bis in die Komplikationen hinein, die Sie gar nicht überlegen, welche Zukunftsfolgen wir haben werden. Wir werden Probleme haben, was ist mit den Feiertagen, die wir dann einführen müssen, wir werden Probleme haben und haben sie jetzt teilweise schon mit Essen, mit Rücksichtnahme. Es wird uns dauernd gepredigt, wir müssen ununterbrochen im eigenen Land und das ist etwas, was die Bevölkerung aufregt, Rücksicht nehmen. 
In Belgien haben sie Polizisten gesagt, im Ramadan sollt ihr nicht Rauchen, weil eure Kollegen dürfen das nicht, und das ist schlimm für sie. Ich sage ihnen eines, ich möchte nicht von einem Chirurgen im Ramadan operiert werden, der 10 Stunden lang keinen Tropfen Flüssigkeit zu sich genommen hat. Alles das ist ein ganz breites Spektrum von Problemen, das von Intoleranz bis zu praktischen Schwierigkeiten übergeht. Das ist ein Faktum. (Abg Siegi Lindenmayr: Das sind Untergriffe!) Und jetzt, Herr Kollege, Sie dürfen in letzter Zeit ohnedies nicht mehr rausgehen und reden, weil man anscheinend Ihre Fähigkeiten als Klubobmann in der SPÖ mittlerweile richtig einschätzt, als kleinster gemeinsamer Nenner in dieser Partei. Ihre Partei, Herr Kollege, stellt jetzt eine Dame auf für den Landtag – ich glaube nicht, dass sie reinkommen wird -, die uns ganz deutlich sagt, was sie von Integration hält, nämlich nichts. Es ist ein ausgelutschtes Wort, erklärt diese junge Dame. Nix Integration, das sagen Sie auch den Leuten in den Gemeindebauten, wo sie mittlerweile die Mehrheit haben, wo die alten Leute zu hören bekommen: „Ihr habt eh nix mehr zu sagen, in zehn Jahren bestimmen wir hier.“ Und das ist das wirkliche Problem, das in dieser Stadt auf uns zukommt und das uns beschäftigt. Das ist die Wirklichkeit. 

Und Herr Kollege Stürzenbecher sagt, das ist ein künstliches Problem. Nun, fragen Sie einmal die Bürger draußen, ob das ein künstliches Problem ist. Nein, diese ungehinderte Zuwanderung überfordert einfach die Bevölkerung, und das wollen Sie nicht wahrnehmen. Meine Damen und Herren, das ist ein Faktum. (Beifall bei der FPÖ.) 
Und jetzt komme ich zum eigentlichen Bereich, zu dem ich ihnen auch noch etwas sagen wollte. Gerade nach der letzten Wortmeldung hier. Sie werfen uns dauernd irgendwelche radikalen Methoden vor. Jetzt frage ich Sie: Wo hat ein FPÖ-Angehöriger eine sozialdemokratische Veranstaltung gestört? Wo hat ein FPÖler Flaschen, Steine, Rauchkörper oder Ähnliches gegen Bgm Häupl geworfen? Sie haben vorher gesagt, Strache hat Regenschirme gebraucht. Ja, und nicht nur das, mittlerweile, 10. Bezirk. Nur, in anderen Bereichen kann man schon mit Schablonen angebrachte Aufdrucke sehen, wo einer dem Strache durch den Kopf schießt und das Blut auf der anderen Seite rausspritzt. Das ist die Folge Ihrer Politik, das ist Folge der Organisationen, die Sie mit ihren Beihilfen unterstützen. 

Und ich habe noch kein Wort, kein Wort, Frau Kollegin, der Distanzierung des Herrn Bürgermeisters davon gehört, nichts habe ich davon gehört, das kann ich Ihnen sagen. (Beifall bei der FPÖ.) Kennen Sie Herrn Stefan Jaksch, Frau Kollegin? Ihre Sozialdemokratische Jugend. Er war der Anführer jener Bande, die vor diesem Rathaus bei einer Veranstaltung der FPÖ, einer friedlichen Veranstaltung, vor der Türe demonstriert hat, die Leute beim Eingang belästig hat, die Leute mit Schwein, Nazi-Schwein und Ähnlichem beschimpft hat, den Funktionären mit seinen Jugendlichen, wir haben es auf Video, wir haben es auch der Staatsanwaltschaft übergeben. Wir haben ... (Abg Siegi Lindenmayr: Na klar, Sie sind ein Spitzel!) Ah, da ist man ein Spitzel, wenn man Ihre Schweinereien aufzeigt, das ist doch ungeheuerlich, Herr Kollege. Wenn Sie was sagen wollen, kommen Sie raus, aber Sie dürfen ohnedies nichts mehr sagen in der SPÖ, so ist es (Beifall bei der FPÖ.) und diese Jugendlichen da draußen unter Führung des Herrn Stefan Jaksch, Ihnen kein Unbekannter, haben dort unter anderem dazu aufgerufen: „Feuer und Flamme für die Behörden“, jene Behörden, bei denen Ihr Bundeskanzler der Höchstjenige ist, der hier Weisungen geben kann. „Feuer und Flamme.“ Es ist ja noch nicht solange her, da hat man den Eingang eines Arbeitsamtes hier in Wien angezündet. Das sind Ihre Jugendlichen, die dort rufen, Herr Kollege. Sagen Sie dazu etwas. Ihre Jugendlichen, die unseren Funktionären zugerufen haben: „Wir kennen eure Adressen, wir kriegen euch.“ Das ist der Jargon der Zwischenkriegszeit, den Sie hier wieder hereinbringen! Das sage ich Ihnen, jawohl. Und wer sitzt denn auf den Meldeämtern, wer ist denn der Vorgesetzte, der diese Adressen herausgibt, das frage ich Sie auch, meine Damen und Herren von der SPÖ. Und zum Schluss, um dem Ganzen die Spitze aufzusetzen, (Heiterkeit bei SPÖ-Abgeordneten.) ja, Sie können lachen, lachen Sie, Herr Kollege, wenn Sie das hier sehen. Wissen Sie, was das ist? Jawohl, ein Baum, (Der Redner zeigt ein zu einer Schlinge geformtes Seil.) ein Strick, dem Strache ... (Heiterkeit bei SPÖ-Abgeordneten.) Sie lachen, das ist jämmerlich, das ist schäbig. Sie lachen darüber, dass Ihre Jugendlichen zum tätlichen Mord aufrufen, schämen Sie sich, Herr Kollege Lindenmayr. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Ernst Woller: Das ist eine Ungeheuerlichkeit!) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir kommen nunmehr zur Behandlung der Beschlussanträge, die heute ausschließlich von der Freiheitlichen Partei eingebracht wurden. (Große Unruhe im Saal.) Wenn sich die Gemüter einigermaßen beruhigt haben, können wir tatsächlich ... (Abg Mag Wolfgang Jung: Was ist mit einem Ordnungsruf!) Es gibt keinen Ordnungsruf, weil es sogar eine gerichtliche Feststellung gibt, dass der Ausdruck Kellernazi eine zulässige Determinierung in Österreich ist. (Zahlreiche Rufe von FPÖ-Abgeordneten.) Wir kommen zur Behandlung der Beschlussanträge, die von der Freiheitlichen Partei eingebracht wurden. 

Der erste Antrag wurde von den Landtagsabgeordneten Mag Johann Gudenus und Mag Gerald Ebinger betreffend Abbruch der Kapelle im Geriatriezentrum eingebracht. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist ausschließlich die einbringende Fraktion der Freiheitlichen und die Österreichische Volkspartei, somit in der Minderheit und daher abgelehnt. Dieselben Abgeordneten haben einen Antrag betreffend Stopp radikaler islamischer Tendenzen in Wien eingebracht. Auch hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nur die Freiheitliche Fraktion und somit abgelehnt. Des Weiteren liegt ein Beschlussantrag der Abgen DDr Eduard Schock, Veronika Matiasek und Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein betreffend Kopftuch- und Schleierverbot vor. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um Handzeichen. - Allein die Freiheitliche Partei ist dieser Meinung, somit in der Minderheit und abgelehnt. 

Der Beschlussantrag der Abgen Henriette Frank und Prof Dr Eisenstein betreffend Sonderwidmung im Rahmen der Bauordnung für Wien für publikumsintensive Veranstaltungsstätten ist hier ebenfalls eingebracht worden. In formeller Hinsicht wird neuerlich die sofortige Abstimmung begehrt. Wer dies unterstützt, den bitte ich um ein Handzeichen. - Auch hier ist die Freiheitliche Partei allein geblieben, der Antrag ist somit abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, es gibt drei weitere Anträge der Freiheitlichen Partei, zu denen ich auch in Abstimmung mit dem Ersten Präsidenten dieses Hauses eine eindeutige Erklärung abgeben möchte und weiß mich eines Sinnes mit ihm. (Abg Prof Harry Kopietz: Die Anträge wurden nicht eingebracht!) bitte, ich möchte dennoch, da sie abgegeben wurden, hier eine kurze Erklärung dazu abgeben. (Abg Mag Wolfgang Jung: Eine Bemerkung als Präsident, schämen Sie sich!) Sie wissen ja noch gar nicht, was ich sage, Ihr Übereifer ist unangebracht, Herr Kollege Jung. (Abg Godwin Schuster: Die Anträge sind nicht eingebracht worden!) 

Wir haben drei Anträge, von Abgeordneten abgegeben, die ich aus folgendem Grunde nicht zulasse. Sie sind hier abgegeben worden, sie liegen mir vor, der Abg Ebinger hat sie hier abgegeben. Diese drei Anträge stehen mit der heutigen Tagesordnung in keinem wie immer gearteten kausalen Zusammenhang. Unbeschadet der Tatsache, dass sämtliche Abgeordnete dieses Hauses sicherlich an einer friedlichen Lösung der Kurdenfrage interessiert sind und die elementaren Grundfreiheitsrechte und Menschenrechte der Kurden uns ein gemeinsames Anliegen sind, stehen die Anträge betreffend Hilfestellung für den Bürgermeister von Batman, Gleichbehandlung der Kurden mit den Türken in der Türkei und Stopp des Staudammprojektes im ostanatolischen Ilisu in keinem Zusammenhang mit der heutigen Tagesordnung und sind daher geschäftsordnungsmäßig nicht zulässig. 

Ich kann daher die heutige Sitzung für erledigt betrachten, Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Wege bekannt gegeben werden. Ich wünsche Ihnen einen guten Tagesverlauf und wir sehen einander morgen bei der Sondersitzung des Gemeinderates. Schönen Tag, auf  Wiedersehen! 

11.26.00 (Schluss der Sitzung um 11.26 Uhr.)
